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Nach § 1 GVO1) übt der Gerichtsvollzieher seine Tätigkeit
als Beamter im Sinne des Beamtenrechts aus. Einkommen-
steuerrechtlich ist er wegen seiner Verpflichtung, seine
gesamte Arbeitskraft seinem Dienstherrn zur Verfügung zu
stellen (§ 62 Satz 1 NBG2) und seiner Weisungsunterworfen-
heit gemäß § 63 NBG als Arbeitnehmer nach § 1 Abs. 1
Satz 1, Abs. 2 LStDV3) einzustufen. Aus diesem Beschäf-
tigungsverhältnis erzielt er deshalb Einnahmen aus nicht-
selbständiger Arbeit i. S. d. § 19 Abs. 1 Nr. 1 EStG4), wobei
grundsätzlich sämtliche Zuflüsse in Geld oder Geldeswert

zum steuerpflichtigen Arbeitslohn nach § 2 Satz 1 LStDV
gehören5). Im Gegenzug kann der Gerichtsvollzieher sämt-
liche Ausgaben, die ihm im Zusammenhang mit der Ausübung
seiner Tätigkeit erwachsen, vom Grundsatz her als Werbungs-
kosten nach § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG steuermindernd geltend
machen.

Dieses auf den ersten Blick sehr einfache System zur
Ermittlung der steuerpflichtigen Einkünfte als Differenz
zwischen den im jeweiligen Kalenderjahr zugeflossenen Ein-
nahmen abzüglich der abgeflossenen Werbungskosten (vgl.
auch § 2 Abs. 2 Nr. 2 EStG) wird allerdings durch den
Umstand, dass der Gerichtsvollzieher neben seinen Dienst-
bezügen der Besoldungsgruppe A 8 (bzw. A 9 für Ober-
gerichtsvollzieher6) weitere Vergütungen und Entschädigun-
gen erhält, die ganz oder teilweise steuerfrei gezahlt werden,
erheblich kompliziert. Nach § 3 c Abs. 1 EStG dürfen Aus-

Einkommensteuerrechtliche Besonderheiten bei Gerichtsvollziehern

Von RiFG Dr. jur. Jürgen Eschenbach, Luhden*)

*) Der Verfasser unterrichtet als nebenamtlicher Lehrbeauftragter
im Rahmen der Lehrgänge zur Fortbildung zum Gerichtsvollzieher-
dienst für die Länder Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Bremen und
Mecklenburg-Vorpommern das Fach „Grundzüge des Steuerrechts“.
Der Beitrag stellt eine überarbeitete Fassung des dabei ausgegebenen
Unterrichtsskripts dar und berücksichtigt – soweit nicht ausdrücklich
etwas anderes ausgeführt wird – die Rechtslage in Niedersachsen.

1) Gerichtsvollzieherordnung in der ab 1. April 1980 geltenden
Fassung; abgedruckt bei Schönfelder, Deutsche Gesetze – Ergän-
zungsband, Stand: Februar 2007, Nr. 109 a.

2) Niedersächsisches Beamtengesetz in der Fassung vom 19. Fe-
bruar 2001 (Nds. GVBl. S. 33), zuletzt geändert durch Artikel 6 Haus-
haltsbegleitgesetz 2007 vom 15. Dezember 2006 (Nds. GVBl. S. 597);
abgedruckt bei März, Niedersächsische Gesetze, Stand: März 2007,
Nr. 230 B.

3) Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 1990 in der Fassung
der Bekanntmachung vom 10. Oktober 1989 (BGBl. I S. 1848), zuletzt
geändert durch das Jahressteuergesetz 2007 vom 13. Dezember 2006
(BGBl. I S. 2878); abgedruckt bei Beck’sche Textausgaben, Steuerge-
setze, Stand: Februar 2007, Nr. 20.

4) Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4210, ber. BGBl. I 2003, S. 179),
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Anspruchsberechtigung von
Ausländern wegen Kindergeld, Erziehungsgeld und Unterhaltsvor-
schuss vom 13. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2915); abgedruckt bei
Beck’sche Textausgaben, Steuergesetze, Nr. 1.

5) Vgl. auch R 70 Abs. 1 Sätze 1 und 2 Lohnsteuerrichtlinien
2005 – LStR – vom 11. Oktober 2001 (BStBl. I, Sondernummer 1),
zuletzt geändert durch Lohnsteuer-Änderungsrichtlinien 2005 vom
21. Oktober 2004 (BStBl. I S. 965); abgedruckt bei Beck’sche Text-
ausgaben, Steuerrichtlinien, Stand: Mai 2007, Nr. 20 und H 70 „All-
gemeines zum Arbeitslohnbegriff“ Lohnsteuer-Hinweise 2007 –
LStH –; abgedruckt ebenda.

6) Vgl. § 10 Buchst. a GVO und § 2 Niedersächsisches Besol-
dungsgesetz in der Fassung vom 11. Februar 2004 (Nds. GVBl. S. 44),
zuletzt geändert durch Artikel 3 Haushaltsbegleitgesetz 2007 vom 15.
Dezember 2006 (Nds. GVBl. S. 597) – NBesG –; abgedruckt bei
März, Niedersächsische Gesetze, Nr. 231 A i. V. m. § 20 Abs. 1 und 2
Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zuletzt geändert durch das Gesetz
zur Errichtung und zur Regelung der Aufgaben des Bundesamts für
Justiz vom 17. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3171) – BBesG –; ab-
gedruckt bei Sartorius I, Verfassungs- und Verwaltungsgesetze der
Bundesrepublik, Stand: April 2007, Nr. 230 i. V. m. Anlage I zum
BBesG Besoldungsgruppe A 8 und A 9; abgedruckt ebenda.
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gaben, soweit sie mit steuerfreien Einnahmen in unmittel-
barem wirtschaftlichen Zusammenhang stehen, nicht als Wer-
bungskosten abgezogen werden. Der Gerichtsvollzieher muss
somit zur korrekten Ermittlung seiner steuerpflichtigen Ein-
künfte eines jeden Kalenderjahres sich einen exakten Über-
blick über die Steuerpflicht und die genaue Höhe seiner
verschiedenen Tätigkeitsvergütungen und Entschädigungen
verschaffen, dann die steuerfreien Anteile mit seinen berufs-
bedingten Aufwendungen verrechnen, um letztlich den zutref-
fenden Betrag als Einkünfte in seiner Einkommensteuererklä-
rung ansetzen zu können. Die nachfolgenden Erläuterungen
sollen ihm dabei als Orientierungshilfe dienen.

I. Die Unterscheidung zwischen steuerpflichtigen
und steuerfreien Bestandteilen des Arbeitslohns

Nach § 2 Satz 1 LStDV gehören alle Einnahmen – d. h. alle
Güter, die in Geld oder bei Sachleistungen7) in Geldeswert
bestehen (§ 8 Abs. 1 EStG) – zum Arbeitslohn, sofern sie dem
Arbeitnehmer aus dem Dienstverhältnis zufließen. Sie stellen
auch steuerpflichtigen Einnahmen dar, wenn und soweit sie
nicht durch eine Steuerbefreiungsvorschrift ausdrücklich als
steuerfrei qualifiziert werden8). Die verschiedenen Steuer-
befreiungstatbestände innerhalb und außerhalb des EStG9)
sind als Ausnahmevorschriften zum allgemeinen Prinzip der
Steuerpflichtigkeit aller Einnahmen der in § 2 Abs. 1 EStG
aufgeführten Einkunftsquellen eng auszulegen.

Nach Nr. 10 GVO erhalten die im Außendienst beschäf-
tigten Gerichtsvollzieher neben ihren Dienstbezügen – die
unproblematisch der sachlichen Einkommensteuerpflicht
unterliegen – eine weitere Vergütung nach der Verordnung
über die Vergütung im Vollstreckungsdienst (Vollstreckungs-
vergütung) sowie Entschädigungen zur Abgeltung der Büro-
kosten und zum Ersatz barer Auslagen.

1. Die steuerrechtliche Bewertung
der Vollstreckungsvergütung

Rechtsgrundlage für den Bezug der Vollstreckungsver-
gütung neben den beamtenrechtlichen Bezügen ist § 1 Abs. 1
der Verordnung über die Vergütung für Beamte im Voll-
streckungsdienst10), die auf Grundlage des § 49 Abs. 1 BBesG
erlassen worden ist. Die Höhe dieser Vergütung beträgt nach
§ 1 Abs. 2 VollstrVergV 15 v. H. der vom Gerichtsvollzieher
vereinnahmten Gebühren, wobei in § 2 der Verordnung eine
Deckelung auf im Regelfall 59,82 Euro pro Auftrag und in § 9
Abs. 1 eine weitere bezogen auf einen Jahreshöchstbetrag
normiert sind. Nach § 49 Abs. 2 Satz 3 BBesG i. V. m. § 11
Abs. 1 VollstrVergV werden mit der gewährten Vergütung
auch die besonderen, für die Vollziehertätigkeit typischen
Aufwendungen abgegolten, insbesondere diejenigen, die bei
Nachtdienst anfallen. Die mit dem Außendienst verbundenen
Fahrtkosten und sonstigen Mehraufwendungen sind von der
Vergütung dagegen nicht erfasst (§ 11 Abs. 2 der Verord-
nung). Die erhaltenen Vergütungen sind in den Grenzen des
§ 12 VollstrVergV ruhegehaltsfähig.

Die Vollstreckungsvergütung könnte nur dann ganz oder
wenigstens zum Teil als steuerfrei eingestuft werden, wenn die

Voraussetzungen des allein in Betracht kommenden § 3 Nr. 12
Satz 2 EStG erfüllt wären. Diese Norm erfasst Bezüge, die als
Aufwandsentschädigungen aus öffentlichen Kassen an öffent-
liche Dienste leistende Personen gezahlt werden, soweit nicht
festgestellt wird, dass sie für Verdienstausfall oder Zeitverlust
gewährt werden oder sie den Aufwand, der dem Empfänger
erwächst, offenbar übersteigen. Durch Auslegung der Voll-
strVergV ist daher zu ermitteln, ob die Vergütung nach dem
Willen des Gesetzgebers auch die Erstattung von Aufwendun-
gen umfassen soll, die beim Gerichtsvollzieher dem Grunde
nach als Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselb-
ständiger Arbeit abzugsfähig wären11). Auf Grund des in § 1
Abs. 2 VollstrVergV festgelegten erfolgsabhängigen Berech-
nungsschlüssels und der Ruhegehaltsfähigkeit legt das Bun-
desverwaltungsgericht die Verordnung dahingehend aus, dass
der Sinn der zusätzlich gewährten Vergütung ausschließlich
darin besteht, den Gerichtsvollzieher zu einer besonders
rationellen und tüchtigen Wahrnehmung der ihm übertragenen
Aufgaben zu bewegen12). Derartige „Anspornvergütungen“13)
dienen aber gerade nicht der Abdeckung eines vom Erfolg der
Bemühungen des Gerichtsvollziehers unabhängigen Anfalls
von Werbungskosten, zumal die wesentlichen Kostenquellen
nach § 11 Abs. 2 VollstrVergV außer Betracht bleiben und
auch sonst nicht erklärbar wäre, warum der Gerichtsvollzieher
auch im Ruhestand von den erhaltenen Vergütungen profi-
tieren soll14). Die Vollstreckungsvergütung unterliegt daher in
vollem Umfang der sachlichen Steuerpflicht15).

2. Die Bürokostenentschädigung

Nach § 46 Nr. 1 Sätze 1 und 2 GVO ist der Gerichtsvollzie-
her verpflichtet, ein Geschäftszimmer auf eigene Kosten
grundsätzlich an seinem Amtssitz zu unterhalten. Hinsichtlich
der Einrichtung dieses Zimmers enthält § 46 Nr. 3 GVO
exakte Vorgaben (Schreibmaschine, Fernsprecher, Gesetzes-
und Dienstvorschriftensammlungen). Überdies muss er nach
§ 49 Nr. 1 GVO die für die ordnungsgemäße Abwicklung des
Geschäftsbetriebs erforderliche Anzahl an Büro- und Schreib-
hilfen auf eigene Kosten beschäftigen; weitere Einzelheiten
über die Begründung und Beendigung der Arbeitsverhältnisse
sind in § 50 GVO vorgeschrieben.

Zum Ausgleich für die anfallenden notwendigen Kosten
für das Gerichtsvollzieherbüro sieht in Niedersachsen § 1
Abs. 1 der Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten im

7) Z. B. bei der unentgeltlichen Überlassung eines Pkw oder eines
Telefons zur privaten Nutzung.

8) Vgl. auch Stache, in: Bordewin/Brandt, Kommentar zum
Einkommensteuergesetz, Loseblattsammlung, Stand: Juni 2007, § 19
Rdnr. 818.

9) Vgl. dazu H 3.0 Einkommensteuer-Hinweise 2006 – EStH –;
abgedruckt bei Beck’sche Textausgaben, Steuerrichtlinien, Nr. 1.

10) Vollstreckungsvergütungsverordnung – VollstrVergV – in der
Fassung der Neubekanntmachung vom 6. Januar 2003 (BGBl. I S. 8).

11) Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs – BFH – ist
§ 3 Nr. 12 Satz 2 EStG verfassungskonform dahingehend einengend
auszulegen, dass eine Abgeltung des Dienstaufwands im haushalts-
rechtlichen Sinne nicht unter diese Vorschrift fällt, sondern nur eine
Erstattung steuerrechtlich relevanter Werbungskosten oder Betriebs-
ausgaben, weil ansonsten die Ungleichbehandlung mit den Beschäf-
tigten in den Privatwirtschaft nicht zu rechtfertigen ist. Vgl. hierzu
Urteile vom 9. Juli 1992 IV R 7/91, BStBl. II 1993, S. 50, 51 m. w. N.;
vom 27. Mai 1994 VI R 67/92, BStBl. II 1995, S. 17, 21; vom 17. De-
zember 1993 III R 29/91, BFH/NV 1994, S. 371, 372; vom 29. No-
vember 2006 VI R 3/04, BStBl. II 2007, S. 308, 309.

12) BVerwG, Urteile vom 25. Oktober 1972 – 6 C 25.70, BVerw-
GE 41, 95, 98; vom 3. Juli 2003 2 C 15.02, RiA 2004, S. 136.

13) Plog/Wiedow/Lemhöfer/Bayer, Kommentar zum Bundes-
beamtengesetz, Loseblattsammlung, Stand: Februar 2007, Anh. VII/1
§ 49 BBesG, S. 1.

14) Vgl. dazu auch die parallelen Überlegungen zur Einordnung
der Polizeizulage als steuerpflichtiger Arbeitslohn in BFH, Urteil vom
8. Oktober 1993 VI R 9/93, BFH/NV 1994, S. 312, 313.

15) So im Ergebnis auch Oberfinanzdirektion – OFD – Hannover,
Verfügung vom 24. Juni 2002 S 2350-1-StH 214/S 2350-1-StO 213,
Lohnsteuerkartei § 9 EStG Fach 1 Nr. 3, S. 1; Hartz/Meeßen/Wolf,
ABC-Führer Lohnsteuer, Loseblattsammlung, Stand: September
2006, Stichwort: Gerichtsvollzieher, Rdnr. 1.
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Gerichtsvollzieherdienst16) eine Entschädigung vor17). Diese
bemisst sich nach den erhobenen Schreibauslagen (Nr. 700
des Kostenverzeichnisses zum Gesetz über Kosten der Ge-
richtsvollzieher – GvKostG18) – zuzüglich eines prozentualen
Anteils der für die Erledigung der Aufträge vereinnahmten
Gebühren (§ 2 Abs. 1 GVEntschVO). Eine betragsmäßige
Deckelung bei hohen Gebühren pro Auftrag enthält § 3 Abs. 1
der Verordnung; Jahreshöchstbeträge hinsichtlich der Gebüh-
renanteile regelt § 3 Abs. 2 GVEntschVO. § 5 der Verordnung
ordnet ausdrücklich an, dass 30 v. H. als Aufwandsentschädi-
gung zur Abgeltung aller mit der Einrichtung und der Unter-
haltung des Büros verbundenen Kosten mit Ausnahme der
Beschäftigung einer Bürokraft gezahlt werden.

In Höhe dieser 30 v. H. bleibt die gezahlte Entschädigung
nach § 3 Nr. 12 Satz 1 EStG steuerfrei, weil sie aus der Lan-
deskasse geleistet wird, in einer Rechtsverordnung der Lan-
desregierung ausdrücklich als Aufwandsentschädigung dekla-
riert ist, diese Verordnung auf Grundlage einer bundesgesetz-
lichen Regelung im BBesG ergangen ist und der Ausgabentitel
im Haushaltsplan des Landes Niedersachsen die Ausgaben
auch als Aufwandsentschädigung ausweist19,20). Die restlichen
70 v. H. stellen dagegen steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. Die
Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 12 Satz 1 EStG hat für den Ge-
richtsvollzieher den Vorteil, dass – anders als bei § 3 Nr. 12
Satz 2 EStG – das Finanzamt kein materielles Prüfungsrecht
hat, ob Personen in gleicher dienstlicher Stellung im Durch-
schnitt einen steuerlich abziehbaren Aufwand in entsprechen-
der Höhe überhaupt getragen haben. Eine auch nur teilweise
Umqualifizierung der 30-prozentigen Bürokostenentschädigung
in steuerpflichtigen Arbeitslohn ist rechtlich unzulässig21).

3. Die sonstigen Entschädigungen

Nach § 10 Buchst. c GVO stehen dem Gerichtsvollzieher
auch Entschädigungen zum Ersatz barer Auslagen zu. § 11
Nr. 2 GVO ordnet daher insoweit konsequent an, dass ihm als
Entschädigung für den Aufwand bei der Erledigung der Auf-
träge die von ihm vereinnahmten Auslagen nach § 9 GvKostG
i. V. m. Nr. 701 bis 709 KV-GvKostG (Entgelte für Zustellun-
gen mit Zustellungsurkunde, Kosten für eine öffentliche
Bekanntmachung, Entschädigungen für Zeugen und andere
Personen nach dem Zeugenentschädigungsgesetz, Kosten für
den Handwerker für die Öffnung von Türen u. a. m.) überlas-
sen werden. Die Regelung geht aber über die Grundnorm des
§ 10 Buchst. c GVO inhaltlich hinaus und ordnet die Überlas-
sung auch in den Fällen an, in denen der Gerichtsvollzieher
Sachleistungen zur Durchführung seiner Tätigkeit im Außen-
dienst erbringt (Fahrten mit dem eigenen Pkw zur Beförde-
rung von Personen und Sachen; Fahrtkosten und Verpfle-
gungsmehraufwand bei der Durchführung von Dienstreisen:
Nr. 710 bis 712 KV-GvKostG) und in denen ein betragsmäßi-
ger Aufwand nicht nachgewiesen ist (Nr. 713 KV-GvKostG).
Einkommensteuerrechtlich müssen die verschiedenen überlas-
senen Beträge daher unterschiedlich behandelt werden:

a) Teilweise dienen die überlassenen Beträge nur als
nachträgliche Kompensation von Ausgaben des Gerichts-
vollziehers, die er nicht im eigenen Interesse als Arbeitnehmer
erbracht, sondern im überwiegenden Interesse seines Dienst-
herrn an einer ordnungsgemäßen Abwicklung der Vollstre-
ckungsmaßnahmen für diesen nur verauslagt hat. Ein derar-
tiger Auslagenersatz durch den Arbeitgeber ist nach § 3 Nr. 50
EStG22) steuerfrei23,24). Unstreitig ist § 3 Nr. 50 EstG für die
überlassenen Auslagen nach Nr. 701 bis 709 KV-GvKostG
einschlägig, weil die Erstattung durch den Dienstherrn in
gleicher Höhe wie die zuvor durch den Gerichtsvollzieher ver-
auslagten Beträge im Wege eines abgekürzten Zahlungsweges
erfolgt. Wirtschaftlich stellt sich der Gesamtvorgang für den
Gerichtsvollzieher als durchlaufender Posten dar, dem ein-
kommensteuerrechtlich keine Relevanz beizumessen ist.

Problematisch erscheint demgegenüber die Anwendung
dieser Steuerbefreiungsvorschrift auf die überlassenen Aus-

16) GVEntschVO vom 1. Dezember 1998 (Nds. GVBl. S. 703),
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Änderungsverordnung vom
1. September 2006 (Nds. GVBl. S. 440); abgedruckt bei März, Nie-
dersächsische Gesetze, Nr. 464-2.

17) Aus der gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage in § 49 Abs. 3
BBesG wird nicht nur die Zulässigkeit des Erlasses von Rechtsverord-
nungen der Landesregierungen über die Entschädigung der Gerichts-
vollzieher für die Einrichtung und den Unterhalt eines Büros, sondern
weitergehend die Verpflichtung hierzu abgeleitet, weil es den
Beamten schon wegen der verfassungsrechtlich geschützten Alimen-
tationspflicht ihrer Dienstherren (Artikel 33 Abs. 5 Grundgesetz)
nicht zuzumuten ist, zwangsläufige dienstlich veranlasste Kosten zu
übernehmen. Aus diesem Grunde haben auch alle Landesregierungen
Entschädigungsverordnungen erlassen, die sich allerdings inhaltlich
teilweise unterscheiden.

18) In der Fassung des Gesetzes zur Neuordnung des Gerichtsvoll-
zieherkostenrechts vom 19. April 2001 (BGBl. I S. 623), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz zur Verwendung elektronischer Kommunikati-
onsformen in der Justiz vom 22. März 2005 (BGBl. I S. 837); abge-
druckt bei Schönfelder, Deutsche Gesetze, Stand: Juni 2007, Nr. 123.

19) So ausführlich Finanzgericht – FG – Niedersachsen, Urteil
vom 10. Juni 1999 V 503/96, EFG 1999, S. 1216, rechtskräftig; OFD
Hannover, Verfügungen vom 9. Dezember 1994 S 2355-16-StH 211/
S 2355-18-StO 211, Lohnsteuer-Kartei § 9 EStG Fach 2 Nr. 10, S. 2;
vom 24. Juni 2002 (Fn. 16), S. 2.

20) Das FG Schleswig-Holstein hat die Bürokostenentschädigung
nach der Landesverordnung zur Abgeltung der Bürokosten der Ge-
richtsvollzieher zwar ebenfalls als steuerfrei angesehen, hierfür aber
die für den Steuerpflichtigen ungünstigere und nachrangige Vorschrift
des § 3 Nr. 12 Satz 2 EStG herangezogen; vgl. hierzu zweifelnd: BFH,
Urteil vom 24. Oktober 1991 VI R 38/90, BFH/NV 1992, S. 243. Vgl.
zur Rechtslage in den übrigen Bundesländern Gast-de Haan, DStR
1990, S. 377 mit Fn. 6.

21) Vgl. Bundesverfassungsgericht – BVerfG –, Beschluss vom
11. November 1998 2 BvL 10/95, BStBl. II 1999, S. 502, 506; BFH,
Urteil vom 24. Oktober 1991 VI R 83/89, BStBl. II 1992, S. 140, 141;
Handzik, in: Littmann/Bitz/Pust, EStG, Loseblattsammlung, Stand:
Mai 2007, § 3 Rdnr. 436; Heinicke, in: Schmidt, EStG, 26. Aufl. 2007,
§ 3 ABC „Aufwandsentschädigungen“, Buchst. c.

22) Die Anwendung des § 3 Nr. 12 Satz 1 EStG scheidet dagegen
schon deshalb aus, weil die GVO lediglich eine Verwaltungsvorschrift
ist. § 3 Nr. 12 Satz 2 EStG ist ebenfalls nicht einschlägig, weil der
Gerichtsvollzieher mit der Inanspruchnahme von Leistungen der in
Nr. 701 bis 709 KV-GvKostG genannten Dritten keinen eigenen Auf-
wand tätigt, sondern überwiegend im Interesse seines Dienstherrn
tätig wird.

23) Vgl. zu den Voraussetzungen zur Anerkennung einer Zahlung
des Arbeitgebers als Auslagenersatz BFH, Urteile vom 21. August
1995 VI R 30/95, BStBl. II 1995, S. 906, 907; vom 7. Juni 2002 VI R
145/99, BStBl. II 2002, S. 829, 832; vom 28. März 2006 VI R 24/03,
BFH/NV 2006, S. 1207, 1208; vom 8. März 2006 IX R 76/01, BFH/
NV 2006, S. 1810, 1811; FG Schleswig-Holstein, Urteil vom 19. April
2005 3 K 50337/03, EFG 2005, S. 1173, 1174; kritisch hierzu z. B.
v. Beckerrath, in: Kirchhof/Söhn, EStG, Loseblattsammlung, Stand:
April 2005, § 3 Nr. 50 Rdnr. B 50/27 ff.; ders., in: Kirchhof, EStG,
6. Aufl. 2006, § 3 Rdnr. 159.

24) Rechtsprechung und Literatur gehen abweichend vom Wort-
laut des § 3 Nr. 50 EStG davon aus, dass der Auslagenersatz als nach-
trägliche Kompensation einer Aufwendung des Arbeitnehmers im
überwiegenden Interesse des Arbeitgebers begrifflich schon keinen
steuerbaren Arbeitslohn darstelle, weil er nicht als Gegenleistung für
die erbrachte Arbeitsleistung gezahlt werde (vgl. BFH, Urteile vom
11. Juli 1969 VI R 68/65, BStBl. II 1970, S. 69, 70; vom 28. März
2006 VI R 24/03, BFH/NV 2006, S. 1207, 1208; Handzik, in: Litt-
mann/Bitz/Pust, EStG, § 3 Rdnr. 1850 m. w. N.). Praktische Bedeu-
tung kommt dem Streit, ob es sich um eine schon nicht steuerbare oder
aber „nur“ um eine steuerfreie Einnahme handelt, nicht zu.
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lagen nach Nr. 710 und 711 KV-GvKostG (Benutzung eigener
Beförderungsmittel zum Transport von Personen und Sachen
bzw. sonstige, nicht näher bezeichnete bare Auslagen). Pau-
schal berechneter Auslagenersatz führt grds. zu steuerpflich-
tigem Arbeitslohn25). Ausnahmen von diesem Grundsatz lässt
die Rechtsprechung in den Fällen zu, wenn es sich entweder
um kleine Beträge handelt, die erfahrungsgemäß die Höhe des
entstandenen Aufwands nicht übersteigen26) oder bei größe-
ren, regelmäßig wiederkehrenden Beträgen, wenn der Steuer-
pflichtige nachweisen kann, dass diese seinen zuvor getätigten
Aufwendungen „im Großen und Ganzen“ entsprechen27). Die
Finanzverwaltung verlangt hierzu vollständige Kostenauf-
zeichnungen des Steuerpflichtigen über einen repräsentativen
Zeitraum von drei Monaten28). Nach Auffassung der OFD
Hannover29) sollen die überlassenen Auslagen trotz der pau-
schalen Berechnung nach § 3 Nr. 50 EStG steuerfrei behandelt
werden. Für Niedersachsen ist das Problem zumindest faktisch
als geklärt anzusehen, weil die Verfügung der OFD für die
nachgeordneten Finanzämter verbindlich ist. Ob in den übri-
gen Bundesländern gleichlautende Verfügungen der OFDen
existieren30), sollte der Gerichtsvollzieher durch Einholung
einer verbindlichen Anrufungsauskunft nach § 42 e EStG
beim Betriebsstättenfinanzamt seines Dienstherrn klären31).

b) Die überlassenen Auslagen nach Nr. 711 und 712 KV-
GvKostG dienen zur Abgeltung der im Rahmen des Außen-
dienstes anfallenden Reisekosten. Bei den Geschäften außer-
halb des Amtsgerichtsbezirks werden nach Nr. 712 KV-
GvKostG Reisekosten nach den für den Gerichtsvollzieher
geltenden beamtenrechtlichen Vorschriften erhoben. In Nie-
dersachsen sind für die Berechnung der erstattungsfähigen
Aufwendungen gemäß § 98 Abs. 1 NBG die Vorschriften des
Bundesreisekostengesetzes32) maßgebend; Modifikationen er-
folgen durch die niedersächsische Vorschrift und hinsichtlich
der Wegstreckentschädigung durch die Niedersächsische Ver-
ordnung über die Wegstreckenentschädigung vom 24. Januar
200133). Die überlassenen Auslagen sind nach der Spezialvor-
schrift des § 3 Nr. 13 EStG insgesamt steuerfrei, weil es sich
um Reisekostenvergütungen handelt34), die aus einer öffent-

lichen Kasse (im Wege des abgekürzten Zahlungsweges)
bezahlt werden. Auch das zur Abgeltung des Verpflegungs-
mehraufwands gezahlte Tagegeld ist in vollem Umfang steu-
erfrei, weil es nach § 6 Abs. 1 Satz 2 BRKG die steuerlichen
Höchstgrenzen in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 Satz 2 EStG nicht
übersteigen darf.

Die steuerrechtliche Einordnung des überlassenen Wege-
geldes nach Nr. 711 KV-GvKostG gestaltet sich dagegen zu-
mindest auf den ersten Blick schwieriger. Eine Steuerbefrei-
ung nach § 3 Nr. 13 EStG scheidet schon deshalb aus, weil die
Höhe der Entschädigung nicht nach den Regeln des Reisekos-
tenrechts berechnet wird. Die subsidiäre Befreiungsvorschrift
des § 3 Nr. 16 EStG ist dagegen nicht einschlägig, weil diese
Norm nur für Reisekostenerstattungen an Arbeitnehmer au-
ßerhalb des öffentlichen Dienstes gilt. Werden bei Erstattun-
gen aus öffentlichen Kassen die reisekostenrechtlichen Vor-
schriften nicht oder nur zum Teil angewandt, dürfen zur
Schließung der sich ergebenden Regelungslücke nach R 14
Abs. 3 Satz 1 LStR die zu § 3 Nr 16 EStG ergangenen Verwal-
tungsvorschriften analog angewendet werden35). Die überlas-
senen Wegegelder sind daher grds. nur in dem Umfang steuer-
frei, als die in R 37 Abs. 1 Satz 1 LStR, H 38 „Einzelnach-
weis“ bzw. „Pauschale Kilometersätze“ LStH aufgeführten
Grenzbeträge nicht überschritten werden und der Dienstherr
(im Lohnsteuerabzugsverfahren) bzw. später der Gerichtsvoll-
zieher im Veranlagungsverfahren durch entsprechende fort-
laufende Aufzeichnungen dieses auch nachweisen können36).

Diese mit einem hohen Verwaltungsaufwand für den
Gerichtsvollzieher verbundene Anwendung der Verwaltungs-
vorschriften in R 37 ff. LStR ist aber im Ergebnis zumindest
hinsichtlich der Beurteilung der Steuerfreiheit der überlasse-
nen Wegegelder entbehrlich, weil es sich bei den Beträgen um
steuerfreie Aufwandsentschädigungen nach § 3 Nr. 12 Satz 2
EStG handelt. Während teilweise die Auffassung vertreten
wird, die Vorschrift des § 3 Nr. 13 EStG regele die steuer-
rechtliche Behandlung von Reisekostenerstattungen an im
öffentlichen Dienst Beschäftigte als Spezialvorschrift ab-
schließend und sperre daher die allgemeinere Vorschrift über
die Aufwandsentschädigungen37), geht die zutreffende Ge-
genauffassung davon aus, dass beide Normen nebeneinander
bestehen und anwendbar sind38).25) BFH, Urteil vom 21. August 1995 VI R 30/95, BStBl. II 1995,

S. 906; R 22 Abs. 2 Satz 1 LStR; H 22 „Pauschaler Auslagenersatz“
LStH.

26) BFH, Urteil vom 26. Juli 2001 VI R 122/98, BStBl. II 2001,
S. 844, 846: monatliche Kfz-Pflegepauschale in Höhe von 30 DM.

27) BFH, Urteil vom 2. Oktober 2003 IV R 4/02, BStBl. II 2004,
S. 129, 130.

28) R 22 Abs. 2 Satz 2 LStR.
29) Verfügung vom 24. Juni 2002 (Fn. 16), S. 4.
30) Eine OFD-Verfügung bindet als generelle Weisung gegenüber

den nachgeordneten Finanzämtern in Ausübung der in § 8 Abs. 1
Satz 1 des Gesetzes über die Finanzverwaltung – FVG – in der
Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, ber.
S. 1202), zuletzt geändert durch Jahressteuergesetz 2007 vom 13. De-
zember 2006 (BGBl. I S. 2878); abgedruckt bei Beck’sche Textaus-
gaben, Steuergesetze, Nr. 803 normierten Leitungsbefugnis nur dieje-
nigen Ämter im Verwaltungsbezirk der OFD (vgl. Tipke, in: Tipke/
Kruse, AO – FGO, Loseblattsammlung, Stand: April 2006, § 8 FVG
Tz. 2 f.).

31) Vgl. zur Berechtigung auch des Arbeitnehmers zur Einholung
einer derartigen Auskunft trotz des engeren Wortlauts der Vorschrift
R 147 Abs. 1 Satz 1 LStR.

32) BRKG vom 26. Mai 2005, BGBl. I S. 1418; abgedruckt bei
Sartorius I, Verfassungs- und Verwaltungsgesetze der Bundesrepu-
blik, Nr. 235.

33) NWegEVO, Nds. GVBl. S. 8.
34) Reisekostenvergütungen sind nach R 14 Abs. 2 LStR solche,

die dem Grunde und der Höhe nach unmittelbar nach Maßgabe der rei-
sekostenrechtlichen Vorschriften des Bundes oder der Länder gezahlt
werden.

35) Die analoge Anwendung dieser Verwaltungsvorschriften zu-
gunsten der Gerichtsvollzieher lässt sich auf § 163 Abs. 1 Abgaben-
ordnung – AO – in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober
2002 (BGBl. I S. 3866, ber. BGBl. I 2003, S. 61), zuletzt geändert
durch Jahressteuergesetz 2007 vom 13. Dezember 2006 (BGBl. I
S. 2878); abgedruckt bei Beck’sche Textausgaben, Steuergesetze,
Nr. 800 stützen und wird von der Rechtsprechung (BFH, Urteil vom
19. September 1975 VI R 22/74, BStBl. II 1976, S. 34, 35; vgl. ferner
Bergkemper, in: Herrmann/Heuer/Raupach, EStG und KStG, Lose-
blattsammlung, Stand: März 2007, § 3 Nr. 13 EStG Anm. 10; v. Be-
ckerath, in: Kirchhof/Söhn, EStG, § 3 Nr. 13 Rdnr. B 13/56) mit der
Erwägung gebilligt, ansonsten läge eine sachlich nicht zu rechtfer-
tigende Ungleichbehandlung nach Artikel 3 Abs. 1 Grundgesetz vor.

36) Der Dienstherr ist deshalb nach R 38 Abs. 4 Sätze 2 und 3, 40 a
Abs. 3 Sätze 2 und 3 LStR angehalten, die vom Gerichtsvollzieher
fortlaufend zu führenden und vollständigen Aufzeichnungen als Bele-
ge zum Lohnkonto zu nehmen. Vgl. zur Beweislast von Dienstherr
und Gerichtsvollzieher nur Erhard, in: Blümich, EStG-KStG-GewStG,
Loseblattsammlung, Stand: Februar 2007, § 3 EStG Rdnr. 754 m. w. N.

37) Bergkemper, in: Herrmann/Heuer/Raupach, EStG und KStG,
§ 3 Nr. 12 EStG Anm. 7; wohl auch OFD Hannover, Verfügung vom
24. Juni 2002 (Fn. 16), S. 4.

38) R 14 Abs. 3 Satz 2 LStR; Handzik, in: Littmann/Bitz/Pust,
EStG, § 3 Rdnr. 491. Die LStR gehen der entgegenstehenden OFD-
Verfügung vor, weil auch diese Mittelbehörde sie uneingeschränkt
nach Einf. Abs. 2 LStR anzuwenden hat.
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Das überlassene Wegegeld deckt wegen seiner Anknüp-
fung an die zurückgelegte Wegstrecke die im Außendienst
angefallenen Fahrtkosten ab, die dem Grunde nach als Wer-
bungskosten bei den Einkünften des Gerichtsvollziehers aus
nichtselbständiger Arbeit abzugsfähig sind. Das Finanzamt ist
zwar generell zur Prüfung der Frage berechtigt und verpflich-
tet, ob bei einem durchschnittlichen Gerichtsvollzieher im
Durchschnitt der Jahre tatsächlich Aufwendungen in dieser
Höhe entstehen, wobei es eine Überprüfung nur bei Zweifel
„von einigem Gewicht“39) beginnen darf und dann im Rahmen
der erforderlichen typisierenden Betrachtungsweise bei der
anzustellenden Schätzung nicht zu kleinlich verfahren darf40).
Derartige Zweifel sind aber angesichts der unterschiedlichen
Berechnungsmodi nicht angebracht. Untersucht man die
Regelung im Kostenverzeichnis im Vergleich zu R 38 Abs. 1
Satz 1 LStR und H 38 „Pauschale Kilometersätze“ LStH, so
ist die dort festgelegte Berechnungsweise für den Gerichts-
vollzieher zum Einen insoweit günstiger, als das Wegegeld
pro Auftrag entsteht, während der Gerichtsvollzieher in der
Regel während einer Fahrt mehrere Zielorte nacheinander an-
steuern wird und deshalb steuerrechtlich nur die tatsächlich
gefahrenen Kilometer in Ansatz bringen kann. Andererseits
werden aber Fehlversuche, die ein nochmaliges Aufsuchen der
gleichen Örtlichkeit zur Erledigung des Auftrags erfordern,
kostenrechtlich nicht noch einmal berücksichtigt, während sie
steuerrechtlich voll „zu Buche schlagen“. Zum Zweiten wirkt
sich gerade in ländlichen Bereichen die Höchstgrenze von
10 Euro bei Entfernungen von mehr als 30 km zu Lasten des
Gerichtsvollziehers aus. Schließlich sind zum Dritten die in
Nr. 711 Abs. 2 KV-GvKostG enthaltenen Regelungen über
die Bemessung der anzusetzenden Entfernung im Vergleich
zur steuerrechtlichen ungünstiger. Während steuerrechtlich
auf die tatsächlich zurückgelegte Fahrstrecke abzustellen ist,
ist für das Wegegeld die Entfernung zwischen Amtsgericht
und Ort der Handlung maßgebend, sofern die Entfernung zum
Geschäftszimmer des Gerichtsvollziehers nicht geringer ist.
Zudem wird die Entfernung nach der Luftlinie gemessen. Die
ausgezahlten Wegegelder sind trotz des abweichenden
Berechnungsmodus daher in voller Höhe steuerfrei.

4. Der Ersatz uneinbringlicher Auslagen (§ 11 Nr. 3 GVO)
und der Reisekostenzuschuss (§11 Nr. 1 GVO)

Nach § 11 Nr. 3 GVO sind ohne Verschulden des Gerichts-
vollziehers uneinbringliche Auslagen der Nr. 701 bis 709 und
713 KV-GvKostG durch den Dienstherrn direkt zu ersetzen.
Darüber hinaus hat der Gerichtsvollzieher, sofern Prozess-
kostenhilfe bewilligt ist oder er einen Auftrag des Gerichts
erledigt, in den Grenzen des § 11 Nr. 3 Satz 3 GVO Anspruch
auf Erstattung der Reisekosten i. S. d. Nr. 712 KV-GvKostG.
Schließlich kann er nach § 14 GVO auch einen Reisekosten-
zuschuss erlangen, wenn die insgesamt erhaltenen Wegegel-
der und Reisekosten zur Deckung des tatsächlichen Aufwands
nicht ausreichen. Diese Mittelzuflüsse sind als Ersatzleistun-
gen entsprechend der Ausführungen zu 3. zu behandeln.

II. Besonderheiten bei der Bestimmung
der Werbungskosten

Nach § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG sind alle Aufwendungen, die
in sachlichem Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit

anfallen, als Werbungskosten steuermindernd zu berücksich-
tigen.

Die dienstlich veranlassten Aufwendungen können nach
§ 3 c Abs. 1 EStG aber nur insoweit angesetzt werden, als sie
nicht in einem unmittelbaren wirtschaftlichen Zusammenhang
mit steuerfreien Einnahmen stehen. Bei Ausgaben, die steuer-
frei ersetzt werden, ist dieses Abzugsverbot durch die Höhe
der Ersatzleistungen begrenzt41). Entscheidend für eine
korrekte Anwendung des § 3 c Abs. 1 EStG ist somit, exakt zu
ermitteln, welcher Aufwand durch die Ersatzleistung dem
Grunde nach erfasst wird42).

1. Die Gegenrechnung der Bürokostenentschädigung

Die Aufwendungen für die Einrichtung und Unterhaltung
des nach § 46 Nr. 1, 3 GVO vom Gerichtsvollzieher auf eigene
Kosten zu betreibenden Geschäftszimmers gehören ein-
schließlich der erforderlichen Büroeinrichtung grundsätzlich
zu den voll berücksichtigungsfähigen Werbungskosten gemäß
§ 9 Abs. 1 Satz 1 EStG. Als Aufwendungen für den Raum
kommen u. a. in Betracht:

– bei gemieteten Räumlichkeiten: die Miete einschließlich
der Nebenkosten für Energie, Wasser, vom Vermieter
erhobene Umlagen für Hausversicherungen, Grundsteuer,
Müllgebühren usw.;

– bei Nutzung eigener Räumlichkeiten: die Absetzungen für
Abnutzung nach § 7 Abs. 4 und 5 EStG, die zur Finanzie-
rung der Anschaffung/Herstellung des Hauses gezahlten
Schuldzinsen, die sonstigen Abgaben wie Grundsteuern,
Hausversicherungen, Müllgebühren, Wasser, Entwässe-
rung, Schornsteinfegergebühren etc.;

– in jedem Fall die Kosten für die Ausstattung des Zimmers,
z. B. für Tapeten, Teppiche, Fenstervorhänge, Gardinen
und Lampen, sowie laufend anfallende Renovierungs- und
Reinigungskosten43).

Sofern der Gerichtsvollzieher sein Geschäftsbüro inner-
halb seiner Wohnung betreibt, sind nur die anteiligen Kosten
berechnet nach dem Verhältnis zwischen der Gesamtwohnflä-
che und der Fläche des betroffenen Zimmers anzusetzen44).

Die Büroeinrichtung (Stühle, Tisch, Schreibtisch, Schreib-
tischstuhl, Regale) und die technischen Arbeitsmittel (Tele-
fon, Telefaxgerät, Schreibmaschine bzw. Computer) führen
nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 6 EStG zu Werbungskosten45). So-
fern die Anschaffungskosten für jedes dieser Teile den Betrag
von 410 Euro ohne Umsatzsteuer übersteigen, sind sie nicht in
voller Höhe sofort abzugsfähig, sondern müssen über den
Zeitraum ihrer gewöhnlichen Nutzungsdauer als Absetzung
für Abnutzung verteilt werden (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 6 Satz 2,

39) R 13 Abs. 2 Satz 6 LStR.
40) R 13 Abs. 2 Sätze 2 bis 6 LStR; Handzik, in: Littmann/Bitz/

Pust, EStG und KStG, § 3 Nr. 12 EStG Rdnr. 455 a; Bergkemper, in:
Herrmann/Heuer/Raupach, EStG und KStG, § 3 Nr. 12 Anm. 18;
Erhard, in: Blümich, EStG-KStG-GewStG, § 3 EStG Rdnr. 125,
jeweils m. w. N.

41) BFH, Urteil vom 12. September 2001 VI R 72/97, BStBl. II
2001, S. 775, 776.

42) Vgl. dazu BFH, Urteile vom 24. Oktober 1991 VI R 38/90,
BFH/NV 1992, S. 243; vom 9. Oktober 1992 VI R 88/91, BFH/NV
1993, S. 165; vom 26. April 2006 IX R 24/04, BStBl. II 2006, S. 754,
758; H 3 c „Zusammenhang mit steuerfreien Einnahmen“ EStH; OFD
Hannover, Verfügung vom 24. Juni 2002 (Fn. 16), S. 4.

43) Vgl. BMF-Schreiben vom 3. April 2007 (BStBl. I S. 442), ab-
gedruckt bei Beck’sche Textausgaben, Steuererlasse, Stand: 15. Juni
2007, I § 4/9, Tz. 5.

44) BFH, Urteile vom 10. April 1987 VI R 94/86, BStBl. II 1987,
S. 500; vom 21. August 1995 VI R 49/95, BStBl. II 1995, S. 729, 730;
H 45 „Ermittlung der abziehbaren Aufwendungen“ LStH.

45) BFH, Urteil vom 21. November 1997 VI R 4/97, BStBl. II
1998, S. 351, 354; H 45 „Ausstattung“ LStH; BMF-Schreiben vom
3. April 2007 (Fn. 44), Tz. 7.
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Nr. 7 Satz 1 i. V. m. § 7 Abs. 1 und 2 EStG)46). Die anzu-
setzende Nutzungsdauer ergibt sich unter Anwendung der
amtlichen AfA-Tabellen als Schätzungsgrundlage47). Die
gewöhnliche Nutzungsdauer für einen Computer beträgt
danach z. B. drei Jahre, während Büromöbel auf zehn Jahre
abzuschreiben sind. Der nach der Nutzungsdauer ermittelte
jährliche Abschreibungsbetrag ist im Jahr der Anschaffung
anteilig um die Monate zu kürzen, die zeitlich vor dem Monat
der Anschaffung liegen48). Reparaturkosten für Arbeitsmittel
sind dagegen in voller Höhe sofort abzugsfähig. Zu den
Arbeitsmitteln gehören auch die Fachzeitschriften und Ge-
setzes- bzw. Dienstanweisungssammlungen49).

Hinsichtlich der nach den oben ausgeführten Grundsätzen
ermittelten Büroraumkosten könnte einem Abzug als Wer-
bungskosten aber §§ 9 Abs. 5 Satz 1, 4 Abs. 5 Nr. 6 b EStG im
Einzelfall entgegen stehen, nämlich dann, wenn es sich bei
dem Büro um ein häusliches Arbeitszimmer handelt.

Ein Arbeitszimmer im Sinne dieser Norm liegt nach der
Rechtsprechung immer dann vor, wenn der Raum nach seiner
Lage, Funktion und Ausstattung vorwiegend nur der büro-
mäßigen Erledigung gedanklicher, schriftlicher oder verwal-
tungstechnischer bzw. -organisatorischer Arbeiten dient50).
Für die Prüfung dieses Merkmals ist auf das Gesamtbild der
Verhältnisse abzustellen, wobei der Ausstattung mit typischen
Büromöbeln (zentrales Möbelstück ist generell ein Schreib-
tisch) ein besonderes Gewicht zukommt51). Gemessen an die-
sen Voraussetzungen ist der Geschäftsraum des Gerichtsvoll-
ziehers mit seiner Büroausstattung nach § 46 Nr. 3 GVO als
Arbeitszimmer zu bewerten52). Diesem Ergebnis steht auch
nicht der Umstand entgegen, dass der Gerichtsvollzieher nach
§ 46 Nr. 6 GVO dort mindestens zweimal in der Woche
Sprechstunden abhalten muss, da diese Nutzung im Vergleich
mit der sonstigen Büroarbeit nicht überwiegend erfolgt53).

Aus dem Arbeitszimmer wird ein „häusliches“, wenn es auf
Grund seiner Lage in die häusliche Privatsphäre des Steuer-
pflichtigen fällt, also zu seiner Wohnung oder seinem Wohn-
haus inklusive der Zubehörräume gehört54). Bei einem selbst-
genutzten Einfamilienhaus ist dieses Tatbestandsmerkmal ge-
nerell zu bejahen; bei einem Mehrfamilienhaus wird der
Zusammenhang mit der räumlichen Privatsphäre der genutzten
Wohnung dann unterbrochen, wenn zwischen beiden Räum-
lichkeiten solche liegen, die von dritter Seite genutzt werden55).

Liegt ein häusliches Arbeitszimmer vor, so sind die Raum-
kosten nach §§ 9 Abs. 5 Satz 1, 4 Abs. 5 Nr. 6 b Satz 2 EStG
nur dann als Werbungskosten abzugsfähig, wenn das Arbeits-
zimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und
beruflichen Betätigung des Steuerpflichtigen bildet. Dieser
Ausnahmetatbestand erfordert, dass er dort diejenigen Hand-
lungen vornimmt und Leistungen erbringt, die für den konkret
ausgeübten Beruf wesentlich und prägend sind, wobei dem
zeitlichen Umfang der Nutzung des Büros nur indizielle
Bedeutung zukommt56). Wenn man bei der Bewertung der
gesamten Tätigkeit zu dem Ergebnis gelangt, der Gerichtsvoll-
zieher werde schwerpunktmäßig im Außendienst tätig, greift
das Abzugsverbot57). Das FG Schleswig-Holstein hat dem-
gegenüber in einem Verfahren zum vorläufigen Rechtsschutz
entschieden, dass das Geschäftsbüro des Gerichtsvollziehers
den Mittelpunkt seiner beruflichen Betätigung bilde, weil
er dort wesentliche Kerntätigkeiten erbringe und dieses zu
85 v. H. seiner Arbeitszeit nutze58). Das FG Nürnberg59) ist in
einem anderen Klageverfahren zum gleichen Ergebnis ge-
langt, weil der Gerichtsvollzieher nachweisen konnte, dass er
durchschnittlich 60 v. H. seiner Aufträge allein durch die in
seinem Büro geleistete Innendiensttätigkeit erledigt.

Von den ermittelten Büroraumkosten und den Kosten für die
Büroeinrichtung hat der Gerichtsvollzieher die steuerfreie
30prozentige Bürokostenentschädigung abzuziehen60). Dabei
ist allerdings hinsichtlich der zeitlichen Zuordnung eine Beson-
derheit des § 3 c Abs. 1 EStG zu beachten. Während Werbungs-
kosten in dem Kalenderjahr zu berücksichtigen sind, in dem
der Geldabfluss stattfindet (§ 11 Abs. 2 EStG), knüpft § 3 c
Abs. 1 EStG an den unmittelbaren wirtschaftlichen Zusam-
menhang zwischen den Werbungskosten und den steuerfreien
Einnahmen an. Der Gerichtsvollzieher muss daher die Ent-
schädigungen berücksichtigen, die ihm für das Kalenderjahr
gezahlt werden, unabhängig von ihrem Zahlungseingang61).
Stellt sich in einem späteren Kalenderjahr eine Überzahlung
heraus und muss der Gerichtsvollzieher diese dann ausglei-
chen, so ist die vorgenommene Kürzung für das betreffende
Kalenderjahr rückwirkend zu korrigieren. Die Rückzahlung
der 70prozentigen steuerpflichtigen Bürokostenentschädigung
ist dagegen erst im späteren Jahr nach § 11 Abs. 2 EStG als ne-
gativer Arbeitslohn steuermindernd geltend zu machen62).

Obwohl der Gerichtsvollzieher nach § 46 Nr. 3 GVO
nur verpflichtet ist, in seinem Geschäftsbüro eine Schreib-
maschine vorzuhalten, fallen auch die Aufwendungen für die
Beschaffung und die Unterhaltung eines Computers unter die

46) Vgl. dazu R 44 LStR; ferner zu der Frage, unter welchen
Voraussetzungen einzelne Teile, wie z. B. ein Computer mit Drucker,
Monitor, Tastatur und Programmen als einheitliches Wirtschaftsgut
anzusehen sind mit der Folge, dass zur Prüfung des in §§ 9 Abs. 1
Satz 3 Nr. 7 Satz 2, 6 Abs. 2 EStG enthaltene Höchstbetrag die An-
schaffungskosten zusammen zu rechnen sind, allgemein R 6.13 Abs. 1
EStR und hinsichtlich der Beurteilung einer Computeranlage BFH,
Urteil vom 19. Februar 2004 VI R 135/01, BStBl. II 2004, S. 958, 962.

47) Vgl. BMF-Schreiben vom 15. Dezember 2000, BStBl. I
S. 1532 ff.; vom 6. Dezember 2001, BStBl. I S. 860.

48) R 7.4 Abs. 2 EStR.
49) Vgl. H „Fachbücher und Fachzeitschriften“ LStH.
50) BFH, Urteile vom 19. September 2002 VI R 70/01, BStBl. II

2003, S. 139, 141; vom 16. Oktober 2002 XI R 89/00, BStBl. II 2003,
S. 463; vom 20. November 2003 IV R 3/02, BStBl. II 2005, S. 203,
205; vom 22. November 2006 X R 1/05, DStR 2007, S. 669, 670.

51) Vgl. neben der soeben zitierten Rechtsprechung auch BMF-
Schreiben vom 3. April 2007 (Fn. 44), Tz. 3.

52) So auch ausdrücklich FG Schleswig-Holstein, Beschluss vom
26. August 2002 3 V 130/02, EFG 2002, S. 1441.

53) Vgl. dazu auch BFH, Urteil vom 22. November 2006 X R 1/05,
DStR 2007, S. 669, 671 a. E.

54) BMF-Schreiben vom 3. April 2007 (Fn. 44), Tz. 3 m. w. N.
55) BFH, Urteil vom 18. August 2005 VI R 39/04, BStBl. II 2006,

S. 428, 430 m. w. N.

56) BFH, Urteil vom 21. Februar 2003 VI R 14/02, BStBl. II 2004,
S. 68, 69; BMF-Schreiben vom 3. April 2007 (Fn. 44), Tz. 8 f. und
Beispiele in Tz. 11.

57) Vgl. BFH, Urteil vom 21. Februar 2003 VI R 14/02, a. a. O.;
kritisch hierzu z. B. Heinicke, in: Schmidt, EStG, § 4 Rdnr. 597 mit
dem Hinweis, auch solchen Personen diene ihr Arbeitszimmer als ört-
licher Mittelpunkt, da sie von dort aus ihrer eigentlichen Berufstätig-
keit nachgehen.

58) Beschluss vom 26. August 2002 3 V 130/02, EFG 2002,
S. 1441. Der vom Antragsteller gefertigten Aufstellung über seine
wöchentlich zu verrichtenden Aufgaben kam in dem Verfahren eine
überragende Bedeutung zu.

59) Urteil vom 26. Oktober 2006 IV 83/2006, DGVZ 2007, S. 91,
93.

60) So ausdrücklich auch OFD Hannover, Verfügung vom 24. Juni
2002 (Fn. 16), S. 4; OFD Chemnitz, Verfügung vom 26. August 1998
S 2332 -45/6 St 32, DStR 1998, S. 1963.

61) Vgl. Lindemann, in: Littmann/Bitz/Pust, EStG, § 3 c Rdnr. 48;
Erhard, in: Blümich, EStG-KStG-GewStG, § 3 c EStG Rdnr. 46, je-
weils m. w. N.

62) OFD Hannover, Verfügung vom 21. Januar 1985 S 2332 – 14 –
StH 212/S 2332 – 7 – StO 211, LSt-Kartei § 19 EStG Fach 2 Nr. 23 b.
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Abzugsbeschränkung nach § 3 c Abs. 1 EStG63). Schließlich
sollen nach zweifelhafter Verwaltungsmeinung auch die Auf-
wendungen für ein neben dem Geschäftsbüro eingerichtetes
Zweitbüro vom Gegenrechnungsgebot betroffen sein64). Ein
in einem Jahr gegebenenfalls verbleibender „Rotbetrag“ ist
steuerrechtlich irrelevant, da die Aufwandentschädigung nach
§ 3 Nr. 12 Satz 1 EStG in vollem Umfang steuerfrei verblei-
ben muss. Nach der ausdrücklichen Anordnung in § 5
GVEntschVO werden die Lohnkosten für die Bürokraft nicht
von der gewährten Bürokostenentschädigung abgedeckt, diese
Aufwendungen sind daher in vollem Umfang als Werbungs-
kosten anzusetzen65).

2. Die steuerrechtliche Irrelevanz der durch Nr. 701 bis 709 
KV-GvKostG erfassten Auslagen

Die vom Gerichtsvollzieher verauslagten Auslagen für
Zustellungen mit Postzustellungsurkunde, Kosten für eine
öffentliche Bekanntmachung, Entschädigungen für Zeugen
usw. sind steuerrechtlich irrelevant. Zwar handelt es sich
zunächst um Ausgaben, diese werden aber vom Dienstherrn
später in voller Höhe im Wege des abgekürzten Zahlungs-
weges steuerfrei ersetzt. Werbungskosten können daher inso-
weit nicht entstehen.

3. Abrechnung der Reisekosten

Das Geschäftsbüro des Gerichtsvollziehers ist steuerrecht-
lich als dessen regelmäßige Arbeitsstätte anzusehen, weil er
dieses fortlaufend und immer wieder anfährt, um von dort aus
seine „Einsätze“ vor Ort zu koordinieren66). Die Fahrten in
seinem Außendienst sind daher als einheitliche Dienstreisen
anzusehen67).

Als Werbungskosten sind zunächst seine Fahrtkosten zu
berücksichtigen, wobei bei der Benutzung eines eigenen Pkw
entweder ein Pauschalsatz von 0,30 Euro/km oder aber die
durchschnittlich angefallenen Kfz-Kosten angesetzt werden
können68). Weiterhin kann der Gerichtsvollzieher auch Ver-

pflegungsmehraufwand in den Grenzen des §§ 9 Abs. 5
Satz 1, 4 Abs. 5 Nr. 5 EStG geltend machen69).

Bei den Geschäftsreisen außerhalb des Amtsgerichts-
bezirks muss der Gerichtsvollzieher nach § 3 c Abs. 1 EStG
die überlassenen Auslagen nach Nr. 712 KV-GvKostG
vollständig gegenrechnen. Das überlassene Wegegeld nach
Nr. 711 KV-GvKostG mindert dagegen nur die Fahrtkosten
bei den Dienstreisen innerhalb des Amtsgerichtsbezirks; der
dabei entstehende Verpflegungsmehraufwand bleibt „ver-
schont“. Auch hier gilt wiederum, dass die Erstattungen durch
den Dienstherrn unabhängig vom ihrem Zufluss beim
Gerichtsvollzieher bei den Reisekosten gegenzurechnen sind,
die ausgeglichen werden sollen.

4. Sonstige Werbungskosten

Aufwendungen für Fachzeitschriften, zu deren Anschaf-
fung der Gerichtsvollzieher nicht nach § 46 Nr. 3 GVO ver-
pflichtet ist, sind in vollem Umfang Werbungskosten.

Auch die gewöhnlichen Porto- und Telefonkosten sind – da
Nr. 701 und 702 KV-GvKostG nur bestimmte Zustellungsarten
aufführen – vollständig nach § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG steuermin-
dernd zu berücksichtigen. Bei den Telefonkosten ist allerdings
ein angemessener Privatanteil abzuziehen. Der Gerichtsvoll-
zieher kann den beruflichen Anteil für einen repräsentativen
Zeitraum von drei Monaten durch Aufzeichnungen der Gebüh-
ren für berufliche und private Gespräche nachweisen, wobei
dieser Anteil dann für das gesamte Kalenderjahr zugrunde
gelegt werden kann und das Verhältnis auch für die Aufteilung
der Grundgebühr maßgebend ist. Ohne einen solchen
Nachweis werden von der Finanzverwaltung nur 20 v. H. der
Gesamtaufwendungen, höchstens monatlich 20 Euro als
Werbungskosten akzeptiert70). Von den geltend gemachten
Porto- und Telefonkosten sind die überlassenen Auslagen nach
Nr. 713 KV-GvKostG nach § 3 c Abs. 1 EStG abzuziehen.

Fahrten zwischen Wohnung und Geschäftsbüro als regel-
mäßiger Arbeitsstätte führen nach § 9 Abs. 2 EStG grundsätz-
lich nicht mehr zu Werbungskosten. Nach Satz 2 der Norm
können aber 0,30 Euro für jeden Entfernungskilometer ab dem
21. wie Werbungskosten abgezogen werden71).63) FG Niedersachsen, Urteil vom 10. Juni 1999 V 506/96, EFG

1999, S. 1216, rechtskräftig.
64) OFD Münster, Verfügung vom 14. Juni 1989 S 2337 – 52 –

St 12-31, DB 1989, S. 1442. Diese Auffassung ist nicht unbedenklich,
weil der Gerichtsvollzieher mit seinem ersten Geschäftsbüro die Vor-
gaben aus § 46 GVO vollständig erfüllt und deshalb sein Zweitbüro
aus eigenem Antrieb unterhält.

65) Vgl. nur Handzik, in: Littmann/Bitz/Pust, EStG, § 3 Rdnr. 471
m. w. N.; OFD Chemnitz, Verfügung vom 26. August 1998 (Fn. 60);
OFD Hannover, Verfügung vom 24. Juni 2002 (Fn. 16), S. 3.

66) Vgl. R 37 Abs. 2 Satz 1 LStR und BMF-Schreiben vom
26. Oktober 2005 (BStBl. I S. 960); abgedruckt bei Beck’sche Text-
ausgaben, Steuererlasse, Nr. 20 § 9/8, Abschn. I.

67) R 37 Abs. 1 Satz 1 LStR.
68) Vgl. R 38 Abs. 1 LStR, H 38 „Einzelnachweis“ und „Pauschale

Kilometersätze“ LStH. Sofern der Gerichtsvollzieher die tatsäch-
lichen Kfz-Kosten geltend machen will, muss er die Betriebsstoff-
kosten, die Wartungs- und Reparaturkosten, die Kosten einer Garage
am Wohnort, die Kfz-Steuer, die Versicherungen, die Zinsen für ein
Anschaffungsdarlehen und die Abschreibung für Abnutzung pro Jahr
zusammenstellen und dann unter Berücksichtigung der Jahreskilo-
meterleistung einen durchschnittlichen Km-Kostenaufwand ermitteln.
Dieser durchschnittliche Kostenaufwand darf solange beibehalten
werden, bis sich die Verhältnisse wesentlich ändern, z. B. nach Ablauf
des Abschreibungszeitraums oder durch erhebliche Reparaturaufwen-
dungen (R 38 Abs. 1 Satz 4 LStR). Vgl. zu Zusammenstellung der zu
berücksichtigenden Kosten H 38 „Einzelnachweis“ LStH. Die Ver-
waltungsvorschrift steht hinsichtlich der Frage, welche betriebsge-
wöhnliche Nutzungsdauer eines Pkw anzusetzen ist, in einem Wider-
spruch zur Rechtsprechung des BFH, der von einer Nutzungsdauer
von acht statt von sechs Jahren ausgeht. Zur Kritik an dem Festhalten

der Finanzverwaltung an ihrer Ansicht Drenseck, in: Schmidt, EStG,
§ 7 Rdnr. 85.

69) Mindestens acht Stunden Abwesenheit von der Wohnung
und dem Geschäftsbüro: 6 Euro; mindestens 14-stündige Abwesen-
heit: 12 Euro.

70) R 33 Abs. 5 LStR.
71) Die Verfassungsmäßígkeit der ab 1. Januar 2007 geltenden

Neuregelung wird in der Literatur bezweifelt (vgl. Drenseck, in:
Schmidt, EStG, § 9 Rdnr. 110 m. w. N.). Das FG Niedersachsen (Vor-
lagebeschluss vom 27. Februar 2007 8 K 549/06, DStR 2007, S. 481)
und das FG Saarland (Vorlagebeschluss vom 22. März 2007 2 K 2442/
06, DStRE 2007, S. 540) haben dem Bundesverfassungsgericht die
Norm nach Artikel 100 Abs. 1 Grundgesetz zur Prüfung vorgelegt
(Az. beim BVerfG: 2 BvL 1 bzw. 2/07). Auch der BFH hat in einem
Eilverfahren ernsthafte Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit geäußert
(Beschluss vom 23. August 2007 VI B 42/07, DStR 2007, S. 1368).
Der BMF hat zwischenzeitlich angekündigt, die Einkommen-
steuerbescheide 2007 in diesem Punkt vorläufig erlassen zu lassen
(www.Bundesfinanzministerium.de) Rubrik Aktuelles, Mitteilung
vom 12. September 2007); das gegenteilige BMF-Schreiben vom
4. Mai 2007 (BStBl. I S. 472) ist aber noch nicht aufgehoben worden.
Der Gerichtsvollzieher sollte daher nach Erhalt eines Einkommen-
steuerbescheides prüfen, ob der angekündigte Vorläufigkeitsvermerk
sich tatsächlich im Verwaltungsakt findet. Ist dies nicht der Fall, muss
er fristwahrend den kostenlosen Rechtsbehelf des Einspruchs einlegen
und gleichzeitig beantragen, das Einspruchsverfahren bis zur Ent-
scheidung des BVerfG ruhen zu lassen.
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Mit der vorstehend bezeichneten Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs werden dem Gerichtsvollzieher Amtspflichten
zugewiesen, die so bisher nicht gesehen wurden; zugleich sieht
sie aber auch Eingriffe in die Rechte und die Entscheidungs-
freiheit des Schuldners vor. Das Ergebnis der Entscheidung ist
nicht unproblematisch und soll deshalb nachfolgend einer
kritischen Betrachtung unterzogen werden.

I. Zum Sachverhalt

Bei dem Schuldner wurde am 21. Juni 2002 ein Jagd-
gewehr gepfändet und zwar für acht Gläubiger gleichzeitig.
Zugleich wurde Termin zur Versteigerung auf den 26. Juli
2002 anberaumt. Am 2. Juli 2002 meldete sich der Kläger des
dem vorliegenden Urteil zugrunde liegenden Rechtsstreits
schriftlich bei der amtierenden Gerichtsvollzieherin und zeigte
ihr unter Übermittlung entsprechender Unterlagen an, dass das
gepfändete Jagdgewehr sein Eigentum sei, das er dem Schuld-
ner am 15. Juni 2002 leihweise zur Ausübung der Jagd zur
Verfügung gestellt habe. Bemerkenswerter Weise geschah die
leihweise Überlassung nur sechs Tage vor der Pfändung, also
zu einem Zeitpunkt, in dem die Vollstreckungstitel bereits
existent waren und Vollstreckungsmaßnahmen unmittelbar
bevorstehen mussten.

Offenbar hat der Schuldner den Kläger von der Pfändung
alsbald unterrichtet, da dieser bis zum Versteigerungstermin
erreicht hat, dass sechs Gläubiger die Pfandfreigabe erklärten
und bezüglich der zwei weiteren Gläubiger die gerichtliche
Einstellung der Zwangsvollstreckung erfolgte.

Am 8. Juli 2002 hat die Gerichtsvollzieherin das Jagdge-
wehr für einen weiteren Gläubiger im Anschluss gepfändet1)
und diesbezüglich Versteigerungstermin ebenfalls auf den
26. Juli 2002 angesetzt. In diesem Termin wurde das Jagd-
gewehr in Anwesenheit des Klägers versteigert und hierfür ein
Erlös von 4 000,– Euro erzielt.

II. Möglichkeiten zur Schadensabwendung
durch den Schuldner oder den Dritteigentümer

Im Versteigerungstermin widersprach der anwesende
Kläger (Dritteigentümer) der Versteigerung, was jedoch ohne
Einwilligung des Gläubigers oder einer gerichtlichen Einstel-
lung die Versteigerung nicht aufhalten konnte2). Die Tatsache
seiner Anwesenheit lässt aber den Schluss zu, dass der Schuld-
ner den Kläger auch von der Anschlusspfändung benachrich-
tigt hat, denn wegen der Erstpfändungen war aufgrund der
Pfandfreigabe und der erfolgten Einstellung der Zwangs-
vollstreckung bezüglich der beiden weiteren Erstgläubiger
eine Versteigerung nicht mehr zu befürchten. Es ist deshalb
nicht auszuschließen, dass der Kläger auch bezüglich der
Anschlusspfändung Gelegenheit gehabt hätte, kurzfristig eine
Einstellung der Versteigerung zu erreichen.

Im Amtshaftungsprozess hat der Kläger den Wert der
gepfändeten Jagdwaffe mit 50 731,84 Euro beziffert. Da die
Waffe für 4 000,– Euro versteigert wurde, muss ein weitaus

geringerer Schätzwert (§ 817 a ZPO) zu Grunde gelegen
haben. Es ist unverständlich, dass weder von dem Schuldner,
noch von dem Kläger diese Schätzung moniert wurde3). Der
Schuldner hätte gemäß § 813 Abs. 1 ZPO den Schätzwert mit
einem Antrag auf Schätzung durch einen Sachverständigen
angreifen und damit den Versteigerungstermin zunächst
generell zur Aufhebung bringen, vor allem aber verhindern
können, dass bei einem so niedrigen Gebot der Zuschlag erteilt
wurde. Auch der Kläger hätte die Möglichkeit gehabt, die
Schätzung im Wege der Erinnerung gemäß § 766 ZPO an-
zugreifen und den erwünschten Aufschub oder einen höheren
Erlös herbeizuführen.

In § 839 Abs. 3 BGB ist zwar nur von der Abwendung des
Schadens durch den Gebrauch eines Rechtsmittels die Rede;
der im Versteigerungstermin anwesende Kläger hätte jedoch
den von ihm nunmehr geltend gemachten Schaden im Sinne
von § 254 BGB auch dadurch mindern oder völlig vermeiden
können, dass er das Jagdgewehr selbst ersteigert und anschlie-
ßend seinen Anspruch auf den Erlös geltend gemacht hätte.
Auf diese Möglichkeit hat auch das Reichsgericht in seinem
Urteil vom 24. 4. 1931 – AktZ. 177/30 III – hingewiesen und
dazu hinsichtlich einer unzureichend erfolgten Bekannt-
machung der Versteigerung folgendes ausgeführt4):

„Denn wenn auch die Erwirkung einer einstweiligen Einstellung
der Zwangsvollstreckung gemäß §§ 771 Abs. 3, 769 Abs. 2
ZPO kaum noch zu erzielen sein wird, falls der Drittberechtig-
te von der Versteigerung erst am Tage vor der Versteigerung
Kenntnis erlangt, so kann er auch auf andere Weise durch Mit-
bieten, Herbeischaffung geeigneter Mitbieter oder auch durch
Hinweis auf den Wert der Sachen seine Interessen wahren.“

III. Die Amtspflicht zur Benachrichtigung
bei Pfändung von Eigentum Dritter

Gemäß § 808 Abs. 3 ZPO hat der Gerichtsvollzieher den
Schuldner von der erfolgten Pfändung in Kenntnis zu setzen.
Dies geschieht durch Vorlage des Protokolls (§ 762 Abs. 2
Nr. 4 ZPO) oder durch Übersendung einer Abschrift desselben
(§ 763 Abs. 2 ZPO). Dasselbe gilt für die Anschlusspfändung
gemäß § 826 Abs. 3 ZPO. Wenn bei dem Schuldner Gegen-
stände gepfändet werden, die einem Dritten gehören, so be-
trifft dies das Rechtsverhältnis zwischen dem Schuldner und
dem Dritten. Die dem Schuldner obliegende Sorgfaltspflicht
gebietet es, dass er den Dritten rechtzeitig von der Pfändung
verständigt, damit dieser seine Rechte geltend machen kann.

Das hier besprochene BGH-Urteil vom 5. 7. 2007 hält je-
doch eine unmittelbare Amtspflicht des Gerichtsvollziehers
zur Benachrichtigung des Eigentümers der gepfändeten Sache
für gegeben und leitet dies von der Bestimmung des § 136
Nr. 2 GVGA ab5). Die in dieser Bestimmung enthaltene Rege-

1) § 826 ZPO.
2) § 775 ZPO; §§ 111,112 GVGA.

3) Unverständlich ist dies insbesondere deshalb, weil die leihweise
Überlassung einer so wertvollen Jagdwaffe auf ein besonderes Vertrau-
ensverhältnis zwischen dem Schuldner und dem Kläger schließen lässt.

4) JW 1931, S. 2427 = DGVZ 1931, S. 324. Auf dieses Urteil, auf
das weiter unten noch eingegangen wird, nimmt auch die hier in Rede
stehende Entscheidung des BGH vom 5. 7. 2007 Bezug.

5) So die Entscheidungsgründe unter Ziff. II 2 d mit den Worten:
„Diese Pflicht ergibt sich hinreichend aus § 136 Nr. 2 GVGA“.

Die Pflicht zur Benachrichtigung des Dritten bei Pfändung
seines im Gewahrsam des Schuldners befindlichen Eigentums

Von Obergerichtsvollzieher a. D. Theo Seip, Limburg/Lahn

– Anmerkungen zum BGH-Urteil v. 5. 7. 2007, III ZR 143/06, abgedruckt in DGVZ 2007, Seite 135 f. –
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lung, wonach der Gerichtsvollzieher die Beteiligten6) darauf
hinzuweisen hat, ihre Ansprüche bei dem Gläubiger und gege-
benenfalls bei Gericht geltend zu machen, wurde in der Praxis
bisher nicht in dem vom BGH dargestellten Sinne aufge-
fasst7). Sie war offensichtlich auch so nicht gemeint und kam
nur dann zur Anwendung, wenn der Dritte, dessen im Gewahr-
sam oder Mitgewahrsam des Schuldners befindliches Eigen-
tum gepfändet wurde, bei der Pfändung selbst anwesend war8)
und dieser Maßnahme unmittelbar widersprochen hat. Auch
die in § 136 Nr. 3 Satz 2 GVGA enthaltene Regelung, wonach
dem Dritten auf dessen Verlangen auf seine Kosten eine
Abschrift des Pfändungsprotokolls zu erteilen ist, setzt voraus,
dass der Dritte entweder bei der Pfändung anwesend oder
anderweit von der bevorstehenden oder schon durchgeführten
Pfändung unterrichtet worden ist. Wenn etwas anderes gewollt
gewesen wäre, hätte dies bei den zahlreichen Änderungen, die
die GVGA in den mehr als 125 Jahren ihres Bestehens erfah-
ren hat, klar zum Ausdruck gebracht werden können; auch
wenn dies nur für Anschlusspfändungen hätte geltend sollen,
sofern Eigentumsrechte Dritter – wie im vorliegenden Fall –
bereits bei der Erstpfändung geltend gemacht wurden.

Die Bestimmungen des § 136 Nr. 2 und 3 GVGA, auf die
sich die BGH-Entscheidung stützt, waren wortgleich bereits in
§ 73 Nr. 2 und 3 der Preußischen Geschäftsanweisung in der
Fassung vom Juli 1930 enthalten9), wurden aber keineswegs
als Anweisung an den Gerichtsvollzieher konzipiert, bei Pfän-
dung von angeblichem Eigentum Dritter diese von Amts
wegen zu benachrichtigen. Dies ergibt sich klar aus einer
Abhandlung von Lentz10), der sich in einer im Jahr 1934 ver-
öffentlichten Abhandlung u. a. mit dieser Frage beschäftigt
und hierzu ausgeführt hat:

„Die Aufklärung würde allerdings in vielen Fällen noch
beschleunigt werden, wenn dem Gerichtsvollzieher die
Dienstpflicht auferlegt würde, den Dritteigentümer durch
Übersendung einer Abschrift des Pfändungsprotokolls über
die Zwangsvollstreckung in Kenntnis zu setzen. Anregungen

in dieser Hinsicht hat aber die Justizverwaltung bisher keine
Folge gegeben. Bei der außerordentlich großen Zahl der
Interventionsfälle würde dies eine starke Belastung der
Gerichtsvollzieher bedeuten und die Gefahr von Regressen
zur Folge haben. Insoweit muß das Weitere den Parteien über-
lassen bleiben, dem Schuldner, der in der Regel die Rechts-
oder die Treuepflicht der Benachrichtigung hat, und dem
Gläubiger, der nunmehr mit der Möglichkeit des Eingriffs in
fremde Rechte rechnen muß. Der Dritte hat ohnehin mit der
Weitergabe des Besitzes eine Gefährdung übernommen, für
deren Minderung der Staat nicht zu sorgen hat.“

Die aus diesem Zitat zu entnehmende Erkenntnis, dass die
Benachrichtigung des Dritteigentümers grundsätzlich und
ausschließlich dem Schuldner obliegt, war bisher Grundregel
für die Praxis. Im Vordergrund stand immer die durch Gesetz
und GVGA vermittelte Anweisung, sich von der Pfändung der
im Gewahrsam des Schuldners vorgefundenen pfändbaren
Gegenstände durch Hinweise auf Eigentum Dritter nicht
abhalten zu lassen, sofern nicht genügend andere Pfandgegen-
stände vorhanden sind11). Aus den wortgleichen GVGA-
Bestimmungen des Jahres 1930 und den vorstehend zitierten
zeitnahen Ausführungen von Lentz im Jahr 1934, kann nur
gefolgert werden, dass die als Verwaltungsbestimmung er-
lassene GVGA den Gerichtsvollzieher gerade nicht anweisen
sollte, bei Pfändung von angeblichem Eigentum Dritter diese
von Amts wegen zu unterrichten und damit den Schuldner
insoweit von seiner Verpflichtung quasi freizustellen.

Dies wurde stets als generell geltend angesehen und zwar
auch dann, wenn dem Gerichtsvollzieher aus vorangegange-
nen Pfändungen bekannt war, dass ein Dritter an gepfändeten
Gegenständen Eigentumsrechte geltend macht12), so dass es
auch im Falle einer Anschlusspfändung dem mit den Hin-
weisen nach § 136 Nr. 2 versehenen Schuldner obliegt, den
Eigentümer der gepfändeten Sache zu unterrichten. Eine auf
Anschlusspfändungen oder erneute Pfändungen von Dritt-
eigentum beschränkte Amtspflicht des Gerichtsvollziehers,
wie sie der Senat in dem von ihm entschiedenen Fall sieht,
würde auch nur in entsprechend gelagerten Einzelfällen dem
Dritteigentümer die Wahrnehmung seiner Rechte sichern.
Dafür, dass mit § 136 Nr. 2 GVGA eine solche Sonderrege-
lung getroffen und damit eine Amtspflicht des Gerichtsvoll-
ziehers zur Benachrichtigung des Dritteigentümers begründet
werden sollte, gibt es keinerlei Hinweise.

Auch die in der BGH-Entscheidung in Bezug genommene
Bestimmung des § 119 GVGA macht deutlich, dass der
Gerichtsvollzieher nicht generell die Amtspflicht hat, den
Eigentümer einer gepfändeten Sache zu benachrichtigen.
Diese Verpflichtung soll für ihn lediglich dann gelten, wenn er
auf ausdrückliches Verlangen des Gläubigers bei dem Schuld-
ner vorgefundenes Leergut pfändet. Die Tatsache, dass die
Nrn. 3 u. 4 der Bestimmung sich auf Leergut13) beschränken,
lässt erkennen, dass es sich hier um eine absolute Ausnahme
handelt und diese Amtspflicht bei sonstigen Pfandgegenstän-
den nicht besteht.

In dem vorliegend vom BGH entschiedenen Fall war die
gepfändete Jagdwaffe auch nicht etwa eindeutig dem Eigen-
tum des Klägers zuzurechnen. Dass die Jagdwaffe von sechs

6) Bereits der erste Satz des § 136 Abs. 2 GVGA lässt erkennen,
dass die Dienstvorschrift von der Anwesenheit des Dritteigentümers
ausgeht und dass dieser seinen Widerspruch an Ort und Stelle vor der
Pfändung oder Anschlusspfändung geltend macht. Anders lässt sich
nicht erklären, dass nach dem weiteren Wortlaut der Gerichtsvollzie-
her die Pfändung des Dritteigentums ohne Rücksicht auf den Wider-
spruch durchführen soll, falls er sonstige zur Deckung der Forderung
ausreichende bewegliche Habe des Schuldners nicht vorfindet. Hier-
nach kann es sich bei den Beteiligten nur um bei der Vollstreckung an-
wesende Personen handeln, die mit ihrem Widerspruch den aktuellen
Ablauf der Vollstreckung beeinflussen wollen (so auch § 136 Nr. 3
S. 1 GVGA: „Werden Sachen trotz des Widerspruchs des Dritten oder
der Ankündigung eines derartigen Widerspruchs gepfändet …“). Das-
selbe ergibt sich auch aus den vorgegebenen Formulierungen in den
von den Landesjustizverwaltungen amtlich festgestellten Vordrucken
für die Pfändungsprotokolle, zu deren Verwendung der Gerichtsvoll-
zieher gemäß § 107 GVO verpflichtet ist.

7) In § 5 der Gerichtsvollzieherordnung, die eine Reihe von Be-
nachrichtigungspflichten der GVGA aufzählt, ist § 136 GVGA nicht
genannt.

8) Insbesondere wenn angebliches Eigentum des Ehegatten ge-
mäß § 739 ZPO gepfändet wird, der dann als Beteiligter im Sinne des
§ 136 Abs. 2 u. 3 GVGA gilt.

9) Vgl. Sattelmacher-Lentz, Das Gerichtsvollzieherwesen in
Preußen (1930). Die maßgeblichen Kernsätze sind aber auch in § 61
der Preußischen Gerichtsvollzieher-Geschäftsanweisung vom 1. 12.
1899 (JMBl. v. 1899, S. 627 ff.) bereits enthalten (siehe hierzu Exner,
„Gerichtsvollzieherdienst in Preußen“, Berlin 1904).

10) DGVZ 1934, S. 216–220 (218). Lentz war Ministerialrat im
Preußischen Justizministerium und dort vielfach mit dem Zwangsvoll-
streckungsrecht befasst, wie seine zahlreichen Veröffentlichungen er-
kennen lassen.

11) So auch BGH, Urteil vom 10. 1. 1957 – III ZR 108.55 –, abge-
druckt in DGVZ 1957, S. 91 = BB 1957, S. 163. Hierzu siehe auch
Seip in DGVZ 1971, S. 103 unter b).

12) Auch die Vorschriften über die Protokollierungspflichten
(§ 762 ZPO; § 110 GVGA) sagen hierüber nichts aus.

13) In der vorhergehenden Fassung waren an dieser Stelle außer-
dem noch Einrichtungen der Bundespost genannt; verbunden mit der
Aufforderung, die zuständige Dienststelle der Bundespost von der
Pfändung zu unterrichten.
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der acht Gläubiger freigegeben wurde, ist keineswegs bereits
ein Beweis für das Eigentum des Klägers, da bei den Gläu-
bigern zumeist wenig Neigung besteht, sich auf Drittwider-
spruchsklagen nach § 771 ZPO einzulassen, zumal dann,
wenn die Pfändung für mehrere Gläubiger erfolgt ist und sie
nur einen Anteil am Erlös zu erwarten haben. Ebenso wenig
lässt die vorläufige Einstellung der Zwangsvollstreckung
durch das Vollstreckungsgericht bezüglich der Pfändung für
zwei weitere Gläubiger diesen Schluss zu. Es gibt genügend
Fälle, in denen sich entsprechende Behauptungen und Unter-
lagen letztendlich als nicht stichhaltig erwiesen haben.

Die vom BGH zitierte und oben bereits erwähnte Entschei-
dung des Reichsgerichts vom 24. 4. 1931 – AktZ. 177/30 III14)
gibt keinerlei Hinweis auf eine bestehende Amtspflicht des
Gerichtsvollziehers zur Benachrichtigung des Dritteigentü-
mers. Auch nicht für den (damals gegebenen) Fall, dass dem
Gerichtsvollzieher Eigentumsansprüche eines Dritten aus vor-
ausgegangenen Pfändungen bekannt sind. Die diesem Urteil
des Reichsgerichts vorausgegangenen Entscheidungen des LG
und OLG hatten auf eine Amtspflichtverletzung des Gerichts-
vollziehers ausdrücklich nur deshalb erkannt, weil dieser die
Versteigerung einer noch unbenutzten wertvollen Teigknet-
maschine lediglich durch Aushang und Mitteilung in der
Pfandkammer bekannt gemacht hatte, was nicht als ausrei-
chend angesehen wurde, weil für den Pfandgegenstand nur be-
sondere Interessenten, nämlich Bäckereibetriebe, in Betracht
kamen und deshalb eine Bekanntmachung in der Zeitung hätte
erfolgen müssen15). Dazu heißt es in der Entscheidung wört-
lich:

„Der BerR. hat weiterhin in der Unterlassung der Bekanntma-
chung durch die Zeitung die Verletzung einer dem Gerichts-
vollzieher auch gegenüber der Klägerin – der Eigentümerin –
obliegenden Amtspflicht erblickt. Er hat diesbezüglich ausge-
führt, die Veröffentlichung von Zeit und Ort der Versteige-
rung diene zwar in erster Linie den Belangen des Gläubigers
und Schuldners. Sie greife aber nicht ausschließlich in deren
Rechtskreis ein, sondern auch der von der Zwangsvollstre-
ckung berührte Dritte habe ein weitgehendes Interesse an
einer genauen Beachtung der Verfahrensvorschriften, insbe-
sondere der Bestimmungen über die Veröffentlichung und
Ausführung der Versteigerung, denen größte wirtschaftliche
Tragweite beizumessen sei.“

Ein Mitverschulden der Klägerin (Dritteigentümerin) hat-
ten die Vorinstanzen abgelehnt. Dem hat sich aber das Reichs-
gericht nicht angeschlossen und dazu unter Hinweis auf § 254
BGB ausgeführt:

„Die Klägerin wusste, dass die Maschine bereits mehrfach ge-
pfändet war, dass der Schuldner die Maschine nicht abzahlte
und nicht in Betrieb nehmen konnte, weil er nicht einmal die
Anschlussgebühr zu entrichten vermochte. Es musste somit in
der Tat ohne weiteres die Besorgnis gegeben sein, dass noch
andere Gläubiger des Schuldners, der offenbar völlig mittellos
war und von seinen Gläubigern verfolgt wurde, mit Vollstre-
ckungsmaßregeln gegen ihn vorgehen würden. Gegenüber
dieser Tatsachenlage genügte die Klägerin der ihr obliegenden
Sorgfaltspflicht zur Wahrung ihrer eigenen Belange nicht, in-
dem sie den Dingen ihren freien Lauf ließ und sich ausschließ-
lich auf die Zuverlässigkeit des Schuldners verließ. Die vom
BerR festgestellte Tatsache, dass die Übernahme der Bäckerei

und der Maschinen durch den Schwager des Schuldners in
sicherer Aussicht stand, konnte aber nicht die Bedenken zer-
streuen, die sich aus weiteren Pfändungen seitens anderer
Gläubiger ergeben konnten. Für die Klägerin war daher jede
Veranlassung gegeben, besondere Maßregeln zu ergreifen, um
über etwaige weitere Pfändungen alsbald unterrichtet zu wer-
den, und sie konnte sich nicht ausschließlich darauf verlassen,
dass ihr Vertreter durch eine Veröffentlichung in der Zeitung
von einer drohenden Versteigerung Kenntnis erhielt. Die Ab-
lehnung des Selbstverschuldens kann also nicht als rechts-
irrtumsfrei angesehen werden.“

Es ist unübersehbar, dass die hier wörtlich zitierten Aus-
führungen des Reichsgerichts recht gut auf den der Entschei-
dung des BGH zugrunde liegenden Sachverhalt übertragbar
sind. Dass es keine normierte Amtspflicht des Gerichtsvoll-
ziehers zur Benachrichtigung des Dritteigentümers gab und
wegen der seit 1899 diesbezüglich im Kern unverändert
geltenden GVGA-Bestimmungen bis heute nicht gibt, macht
die dem RG-Urteil in JW 1931, S. 2428, angefügte Anmer-
kung von JR Dr. Lemberg, Breslau, deutlich, der die Meinung
vertrat,

„Einen besonders wirksamen Schutz des Dritteigentümers
kann es z. B. darstellen, wenn er von vornherein bei dem GV
den Antrag stellt, dass er von jeder Pfändung und Anschluss-
pfändung Nachricht durch Abschrift des Protokolls erhält.
Alsdann würde es als eine schwere Pflichtverletzung des GV
zu erachten sein, wenn er dieser Verpflichtung nicht nach-
kommt. Ein derartiges generelles Ersuchen an den Gerichts-
vollzieher muss den Kollegen empfohlen werden.“

Der Vorschlag von Dr. Lemberg16) mag eine der Anregun-
gen sein, denen nach Lentz17) die Justizverwaltung ausdrück-
lich nicht gefolgt ist. Zu Recht hat die damalige Schriftleitung
der DGVZ in einer Anmerkung deutlich gemacht, dass dieser
Vorschlag in der Praxis undurchführbar wäre18). Die Schrift-
leitung der DGVZ hat damals darauf hingewiesen, dass ein
solcher Antrag über das dem Dritten gemäß § 760 ZPO
zustehende Recht auf Erteilung einer Protokollabschrift
hinausginge und dass es dem Gerichtsvollzieher auch nicht
zuzumuten sei, derartige, für künftige Fälle gestellte Anträge
ggf. über Jahre hinaus zu beachten.

Schließlich lässt sich auch aus dem Urteil des BGH vom
3. 3. 2005 – III ZR 273/03 – NJW 2005, 1865, 1866, nichts
entnehmen, was für das Bestehen einer normierten Benach-
richtigungspflicht des Gerichtsvollziehers bei der Pfändung
von Dritteigentum spricht. In dem dort entschiedenen Fall
hatte die Vollstreckungsbehörde einen großen Posten Stark-
bier in einem Zolllager mit Wirkung gegen den Lagerhalter
gepfändet und später zur Deckung der Biersteuer versteigert,
ohne dem Inhaber des Zolllagers oder dem Eigentümer des
Starkbieres den Versteigerungstermin mitzuteilen, so dass die-
se weder rechtzeitig Zahlung leisten, noch in anderer Weise
die Versteigerung abwenden konnten. Der Kläger und Eigen-
tümer des Starkbieres hatte Kenntnis von der Pfändung. Die
vom BGH festgestellte Amtspflichtverletzung lag ausschließ-
lich in der unterlassenen Mitteilung des Versteigerungs-
termins. Nach den Ausführungen unter 4. a) des Urteils war
der Lagerhalter als Steuerschuldner dadurch nicht in der Lage,
den Eigentümer von der bevorstehenden Versteigerung zu
informieren und diesem die Möglichkeit zu geben, die Ver-
wertung durch Bezahlung der Steuerschuld abzuwenden.

14) JW 1931, S. 2427, 2428 = DGVZ 1931, S. 324–327.
15) Zu dieser Betrachtungsweise gelangt auch Noack in DGVZ

1952, S. 21, r. Sp. oben. In DGVZ 1938, S. 34, li. Sp., unten kommt
auch Werneburg zu dem Ergebnis, dass die Amtspflichtverletzung des
GV in der RG-Entscheidung vom 24. 4. 1931 (JW 1931, 2427) aus-
schließlich in der unsachgemäßen Bekanntmachung des Versteige-
rungstermins gesehen wurde.

16) Gemeint sein konnte nur ein Dritteigentümer, der bereits vor-
her wegen Pfändung seines Eigentums intervenieren musste und auf
diese Weise von erneuten Pfändungen rechtzeitig Kenntnis erlangen
sollte.

17) DGVZ 1934, S. 218.
18) DGVZ 1931, S. 326, 327.
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G r ü n d e :

Die Verfassungsbeschwerde und der damit verbundene
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung betreffen die
Frage der Berücksichtigung einer im Zuge des Zwangsverstei-
gerungsverfahrens in der Person der Beschwerdeführerin als
Vollstreckungsschuldnerin aufgetretenen Suizidgefahr, die
nach der Erteilung des Zuschlages erstmals mit der dagegen
gerichteten sofortigen Beschwerde geltend gemacht wurde.

I .
1. Die Beschwerdeführerin bewohnt ein – bis zur Zu-

schlagserteilung im Zwangsversteigerungsverfahren in ihrem
Eigentum stehendes – Haus in Berlin, in das wegen offener
Forderungen gegen sie die Zwangsvollstreckung betrieben

Artikel 2 GG; § 765 a ZPO

1. Das Grundrecht aus Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 GG
verpflichtet auch die Vollstreckungsgerichte, bei der
Auslegung und Anwendung der vollstreckungsrecht-
lichen Verfahrensvorschriften der Wertentscheidung
des Grundgesetzes Rechnung zu tragen und die dem
Schuldner in der Zwangsvollstreckung gewährleisteten
Grundrechte zu berücksichtigen.

2. Im Rahmen einer vorzunehmenden Abwägung ist zu
prüfen, ob einer Suizidgefahr nicht auf andere Weise
als durch vorübergehende Einstellung der Zwangsvoll-
streckung begegnet werden kann.

BVerfG, Beschl. v. 11. 7. 2007
– 1 BvR 501/07 –

IV. Die Amtsverschwiegenheitspflicht
des Gerichtsvollziehers

Nach allen Landesbeamtengesetzen ist der Beamte ver-
pflichtet, über seine dienstlich erlangten Kenntnisse Ver-
schwiegenheit zu wahren. Die Verletzung derselben kann
disziplinarrechtlich geahndet und außerdem gemäß § 353 b
und c StGB strafrechtlich verfolgt werden. Nicht zuletzt
können sich daraus auch Schadenersatzansprüche ergeben,
wie folgendes Beispiel deutlich macht:

Der Gerichtsvollzieher pfändet bei einem Handelsunterneh-
men einen Teil des Warenbestandes, obwohl der Schuldner
ihn darauf hinweist, dass er den Warenbestand der Bank XY
als Sicherheit für einen dort aufgenommenen Kredit übereig-
net hat. Den dem Schuldner vom Gerichtsvollzieher gegebe-
nen Hinweis, dass er die Bank von der Pfändung unterrichten
und dass diese ihre Eigentumsansprüche selbst geltend ma-
chen müsse, beachtet der Schuldner nicht, weil er die Kün-
digung des Kredits befürchtet und deshalb die Forderung des
Pfändungsgläubigers vor dem Versteigerungstermin tilgen
will. Wenn nun der Gerichtsvollzieher von sich aus die Bank
von der Pfändung in Kenntnis setzt und diese daraufhin den
dem Schuldner gewährten Kredit kündigt, kann dies zum wirt-
schaftlichen Ruin des Schuldners führen, den der Gerichts-
vollzieher durch seine Mitteilung, die durch keine Gesetzes-
bestimmung gedeckt ist, herbeigeführt hätte.

Dasselbe kann eintreten, wenn der Gerichtsvollzieher Wa-
renbestände pfändet, die noch im Vorbehaltseigentum der Lie-
ferfirma stehen, diese aufgrund einer Mitteilung über die Pfän-
dung ihren Eigentumsvorbehalt durch Rückholung der Waren
geltend macht und weitere Lieferungen einstellt19). Aber auch
bei Pfändung von Gegenständen, die sich nur leihweise im Be-
sitz des Schuldners befinden, kann die vom Gerichtsvollzieher
ausgehende Benachrichtigung des Eigentümers zu Nachteilen,
insbesondere auch zu Ansehensverlusten des Schuldners füh-
ren. Es ergibt sich hieraus, dass die schon von der Preußischen
Justizverwaltung in Bezug auf die Benachrichtigung des Drit-
ten geübte Zurückhaltung20) aus guten Gründen erfolgte und
dass es aus diesen Gründen auch angebracht ist, diese Benach-
richtigung weiterhin dem Schuldner zu überlassen und es für
den Gerichtsvollzieher auch dem Dritten gegenüber bei der
Amtsverschwiegenheit zu belassen. Darüber hinaus erscheint

es fraglich, ob im Rahmen der GVGA, die als Verwaltungs-
anordnung erlassen ist, eine solche Verpflichtung, die in die
Entscheidungsfreiheit des Schuldners eingreift und kredit-
schädigende Wirkungen erzeugen kann, überhaupt wirksam
hätte erlassen werden können.

V. Ergebnis

1. Wird ein im Gewahrsam des Schuldners befindlicher
Gegenstand gepfändet, der einem Dritten gehört, so gebie-
tet es die dem Schuldner obliegende Sorgfaltspflicht, den
Eigentümer zu benachrichtigen, weil bei Versteigerung der
Sache das Eigentum des Dritten untergeht. Dabei muss
dem Schuldner die Möglichkeit offen stehen, die Pfändung
durch rechtzeitige Zahlung oder in anderer Weise21) zur
Aufhebung zu bringen und sich damit von der Pflicht zur
Benachrichtigung des Eigentümers zu befreien;

2. Es gibt keine Gesetzesvorschrift, die den Gerichtsvoll-
zieher verpflichtet, bei Pfändung von Dritteigentum den
Eigentümer zu benachrichtigen. Eine solche Vorschrift
gibt es auch nicht für den Fall, dass dem Gerichtsvollzieher
aus vorherigen Pfändungen und Pfandfreigaben Eigen-
tumsansprüche des Dritten bekannt sind;

3. Die als Grundlage für eine Hinweispflicht des Gerichts-
vollziehers herangezogenen Bestimmungen des § 136 Nr. 2
und 3 GVGA wurden bisher (entsprechend dem Wortlaut
in Nr. 3) nur auf Fälle bezogen, in denen der Dritte bei der
Pfändung anwesend war oder von dem Schuldner benach-
richtigt worden ist. Insbesondere aus den Ausführungen
von Lentz22) geht hervor, dass dem Gerichtsvollzieher eine
Amtspflicht, den Eigentümer von der Pfändung einer die-
sem gehörenden Sache zu verständigen, nicht auferlegt und
der Schuldner von seiner Pflicht zur Benachrichtigung des
Eigentümers nicht befreit werden sollte;

4. Eine Amtspflicht des Gerichtsvollziehers, bei Pfändung
von Dritteigentum den Eigentümer der Sache zu verstän-
digen, kann für den Schuldner kreditschädigende Wirkun-
gen haben. Durch die als Verwaltungsvorschrift erlassene
GVGA dürfte eine solche Mitteilungspflicht nicht begrün-
det werden können, wobei auch datenschutzrechtliche Ge-
sichtspunkte eine Rolle spielen.

19) Die möglichen Folgen derartiger Mitteilungen erinnern an die
gerichtlich ausgetragenen Differenzen zwischen einem Medienunter-
nehmen und einer Deutschen Großbank; siehe BGH-Urteil vom 24. 1.
2006 – XI ZR 384/03 –, abgedruckt in NJW 2006, S. 830.

R E C H T S P R E C H U N G

20) Siehe Lentz, DGVZ 1934, S. 218.
21) Z. B. durch Sicherheitsleistung gemäß § 775, 776 ZPO.
22) DGVZ 1934, S. 218.
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wurde. Sie stellte zunächst einen Antrag auf Einstellung der
Zwangsvollstreckung nach § 765 a ZPO, den sie mit der Ge-
fahr einer Zwangsversteigerung weit unter dem tatsächlichen
Wert des Anwesens begründete. Das Amtsgericht wies den
Antrag zurück und erließ zugleich den Zuschlagsbeschluss.
Hiergegen erhob die Beschwerdeführerin sofortige Beschwer-
de. Zur Begründung trug sie nun unter Vorlage der Bescheini-
gung eines Facharztes für Neurologie und Psychiatrie, an den
sie ausweislich des vorgelegten Attestes „notfallmäßig“ über-
wiesen worden war, erstmals vor, die weitere Durchführung
des Zwangsversteigerungsverfahrens sei mit einer ernsthaften
Gefahr für ihr Leben verbunden. Im Falle der Aufrechterhal-
tung der Zuschlagserteilung bestehe akute Suizidgefahr.

Das Amtsgericht half der sofortigen Beschwerde ab, hob
den Zuschlagsbeschluss auf und stellte das Zwangsversteige-
rungsverfahren für die Dauer von sechs Monaten ein. Die hier-
gegen gerichtete sofortige Beschwerde der Vollstreckungs-
gläubigerin und desjenigen, dem der Zuschlag erteilt worden
war, hatte Erfolg: Das Landgericht hob die Abhilfeentschei-
dung des Amtsgerichts auf und stellte den vorhergehenden
Zustand wieder her.

Zur Begründung führte das Landgericht aus, der Abhilfe-
beschluss des Amtsgerichts sei aufzuheben, ohne dass es
auf das neue Vorbringen der Beschwerdeführerin ankomme.
Der Abhilfeentscheidung des Amtsgerichts stehe bereits § 100
Abs. 1 ZVG entgegen, da kein Zuschlagsversagungsgrund
vorgelegen habe und keine der in § 83 ZVG genannten Vor-
schriften verletzt worden sei. Mit dem Vorbringen zu ihrer
Suizidgefährdung habe die Beschwerdeführerin einen neuen
Vollstreckungsschutzantrag nach § 765 a ZPO gestellt und
nicht einen bereits zuvor gestellten Antrag nachträglich mit
weiteren Gründen versehen. Ein neuer Antrag könne aber mit
der Zuschlagsbeschwerde nicht angebracht werden.

2. Mit ihrer gegen diesen Beschluss des Landgerichts
gerichteten Verfassungsbeschwerde rügt die Beschwerdefüh-
rerin die Verletzung ihrer Grundrechte aus Artikel 2 Abs. 2
Satz 1 und Artikel 14 Abs. 1 GG. Das Landgericht habe sich –
aufgrund seiner unzutreffenden Beurteilung der Rechtslage –
mit ihrem Vorbringen in der Sache nicht auseinandergesetzt
und deswegen die durch die Zwangsvollstreckung hervorge-
rufene Gefahr für ihr Leben nicht in Betracht gezogen. Der aus
dem Zuschlag Begünstigte (Ersteher) hält die Verfassungs-
beschwerde für unbegründet.

I I .

Die Kammer nimmt die Verfassungsbeschwerde zur Ent-
scheidung an, weil dies zur Durchsetzung der Grundrechte der
Beschwerdeführerin angezeigt ist (§ 93 a Abs. 2 Buchstabe b).
Die Voraussetzungen für eine stattgebende Kammerentschei-
dung liegen vor (§ 93 c BVerfGG): Die maßgeblichen verfas-
sungsrechtlichen Fragen sind geklärt (vgl. BVerfGE 52, 214),
und die Verfassungsbeschwerde ist offensichtlich begründet.

Die angegriffene Entscheidung wird dem Grundrecht der
Beschwerdeführerin auf Leben und körperliche Unversehrt-
heit aus Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 GG nicht gerecht.

1. Das Grundrecht aus Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 GG ver-
pflichtet auch die Vollstreckungsgerichte, bei der Auslegung
und Anwendung der vollstreckungsrechtlichen Verfahrens-
vorschriften der Wertentscheidung des Grundgesetzes Rech-
nung zu tragen und die dem Schuldner in der Zwangsvollstre-
ckung gewährleisteten Grundrechte zu berücksichtigen. In be-
sonders gelagerten Einzelfällen kann dies dazu führen, dass
die Vollstreckung aus einem vollstreckbaren Titel für einen
gewissen, auch längeren Zeitraum einzustellen ist. Das gilt
jedenfalls dann, wenn ein schwerwiegender Eingriff in das
Grundrecht des Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 GG konkret zu be-

sorgen ist und eine an dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit
orientierte Abwägung zwischen den widerstreitenden, grund-
rechtlich geschützten Interessen der an der Vollstreckung
Beteiligten zu einem Vorrang der Belange des Schuldners
führt (vgl. BVerfGE 52, 214 <220>). Die Vollstreckungs-
gerichte haben in ihrer Verfahrensgestaltung die erforder-
lichen Vorkehrungen zu treffen, damit Verfassungsverletzun-
gen durch Zwangsvollstreckungsmaßnahmen tunlichst aus-
geschlossen werden und dadurch der sich aus dem Recht auf
Leben und körperliche Unversehrtheit ergebenden Schutz-
pflicht staatlicher Organe Genüge getan wird (vgl. BVerfGE
52, 214 <220 f.>).

Ob dies geschehen ist, hat das Bundesverfassungsgericht
zu überprüfen, auch wenn die Auslegung und Anwendung der
einfachgesetzlichen Vorschriften in erster Linie der Entschei-
dung der Fachgerichte anheim gegeben ist (vgl. BVerfGE 52,
214 <219>).

2. Daran gemessen trägt die angegriffene Entscheidung mit
der gegebenen Begründung dem Grundrecht der Beschwerde-
führerin auf Leben und körperliche Unversehrtheit aus Arti-
kel 2 Abs. 2 Satz 1 GG nicht hinreichend Rechnung.

Das Landgericht zieht die von der Beschwerdeführerin im
Beschwerdeverfahren erstmals vorgetragene Suizidgefahr
ausdrücklich nicht in Erwägung und erachtet sie als rechtlich
unerheblich. Dabei übersieht es, dass bereits nach der neueren,
in Abgrenzung zu einer früheren Entscheidung (BGHZ 44,
138) ergangenen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs die
ernsthafte Gefahr einer Selbsttötung des Schuldners wegen der
Zwangsversteigerung seiner Immobilie zur Aufhebung des
Zuschlagsbeschlusses und zur einstweiligen Einstellung des
Verfahrens auch dann führen kann, wenn sich die Gefahr erst
nach dem Zuschlagsbeschluss während des Beschwerdever-
fahrens auf Grund zu Tage tretender neuer Umstände ergibt
(so BGH NJW 2006, S. 505 mit Besprechung von Beyer ZflR
2006, S. 535; K. Schmidt JuS 2006, S. 564). In diesem Zusam-
menhang spielt es keine Rolle, ob – wie hier – die auf den Zu-
schlagsbeschluss zurückzuführende Gefahr der Selbsttötung
sich erstmals nach seinem Erlass gezeigt hat oder ob sie – wie
in dem der zitierten Entscheidung zugrunde liegenden Fall –
latent bereits vor dessen Erlass vorhanden war und sich durch
den Zuschlag im Rahmen eines dynamischen Geschehens wei-
ter vertieft hat.

Daher ist die vom Landgericht angeführte Erwägung, bei
dem Vorbringen der Beschwerdeführerin handele es sich um
einen neuen Antrag nach § 765 a ZPO und nicht um die zusätz-
liche Begründung eines bereits zuvor gestellten Antrags, nicht
nur einfachrechtlich unzutreffend. Die fehlende inhaltliche
Auseinandersetzung mit dem Vorbringen der Beschwerdefüh-
rerin zu einer möglichen Suizidgefahr wird zudem der verfas-
sungsrechtlichen Schutzpflicht der Vollstreckungsorgane aus
Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 GG unter den hier gegebenen besonde-
ren Umständen nicht gerecht.

In der Regel wird zwar die bloße Geltendmachung einer
suizidalen Gefährdung, auch wenn sie ärztlich attestiert ist,
nicht zu einer Aussetzung des Zuschlagsverfahrens zwingen.
Eine solche, erhebliche Suizidgefahr, die schon auf die Zu-
schlagserteilung selbst und nicht erst auf eine sich daran an-
schließende etwaige Räumungsvollstreckung zurückzuführen
ist, erscheint grundsätzlich eher unwahrscheinlich. Denn von
dem Verlust der Rechtsposition des Eigentümers geht naturge-
mäß zumeist kein so gewichtiger Einschnitt für die Lebensfüh-
rung des Vollstreckungsschuldners aus, wie das bei dem be-
vorstehenden Verlust der Wohnung der Fall ist. Dennoch war
das Landgericht hier gehalten, dem Vortrag der Beschwerde-
führerin nachzugehen. Zum Beleg ihrer Behauptung hatte sie
eine aktuell erstellte, im Laufe des Beschwerdeverfahrens
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durch eine weitere Bescheinigung bestätigte Einschätzung ih-
res Gesundheitszustandes durch einen Facharzt für Neurologie
und Psychiatrie vorgelegt. Diesen hatte die Beschwerdeführe-
rin nicht aus eigener Initiative aufgesucht. Vielmehr war sie
dem klinisch tätigen Psychiater durch den Leiter der internis-
tischen Abteilung einer anderen großen Klinik – ausweislich
der fachärztlichen Bescheinigung – „notfallmäßig“ zugewie-
sen worden. Bei dieser Sachlage durfte das Landgericht über
die dargelegte und belegte Suizidgefahr nicht hinweggehen.
Es hätte sie vielmehr in seine Prüfung einbeziehen müssen
(vgl. § 83 Nr. 6, § 100 Abs. 3 ZVG; BGH NJW 2006, S. 505
<507>).

3. Die angegriffene Entscheidung ist daher – auch unter
Berücksichtigung des Vortrags des Erstehers (§ 95 Abs. 2
BVerfGG; vgl. BVerfGE 89, 381 <393 ff.>) – aufzuheben. Bei
der nunmehr vorzunehmenden Würdigung des Vorbringens
der Beschwerdeführerin wird das Landgericht zunächst zu klä-
ren haben, ob – wie unter Vorlage der fachärztlichen Beschei-
nigung behauptet – eine konkrete Suizidgefahr der Beschwer-
deführerin besteht (vgl. insbesondere BVerfG, Beschluss der
1. Kammer des Ersten Senats vom 27. Juni 2005 – 1 BvR 224/
05 –, JURIS). Zudem wird zu klären sein, ob gerade der Eigen-
tumsverlust durch den Zuschlag sich als maßgeblicher Grund
für die behauptete Suizidgefahr erweist, oder ob diese vor-
nehmlich auf eine bevorstehende Räumung des Anwesens und
den Verlust der Wohnung zurückzuführen ist (vgl. BGH NJW
2006, S. 505). Dabei wird das Landgericht neben dem Um-
stand, dass es sich bei einer auf den Zuschlagsbeschluss zu-
rückzuführenden Suizidgefahr um eine Ausnahme handelt,
auch in Betracht zu ziehen haben, dass die weiteren im Verlauf
des zwischenzeitlich betriebenen Räumungsvollstreckungs-
verfahrens von der Beschwerdeführerin vorgelegten fachärzt-
lichen Bescheinigungen maßgeblich auf die Räumung und
nicht auf den Zuschlagsbeschluss als Ursache für die Gefähr-
dung der Beschwerdeführerin abstellen. Nur für den Fall, dass
beide Fragen zugunsten der Beschwerdeführerin bejaht wer-
den können, hat sich im Hinblick auf die Zuschlagserteilung
eine umfassende, am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ori-
entierte Würdigung der Gesamtumstände anzuschließen, die
sowohl den dem Schuldner in der Zwangsvollstreckung
gewährleisteten Grundrechten als auch den gewichtigen,
ebenfalls grundrechtlich geschützten Interessen der anderen
Beteiligten des Zwangsversteigerungsverfahrens Rechnung
trägt (vgl. BVerfGE 52, 214 <219 f.>; BGHZ 163, 66; BGH
NJW 2006, S. 508). Im Rahmen dieser gegebenenfalls vor-
zunehmenden Abwägung wäre zugleich zu prüfen, ob der
Gefahr nicht auf andere Weise als durch die Aufhebung des
Zuschlagsbeschlusses und eine vorübergehende Einstellung
der Zwangsvollstreckung begegnet werden kann (vgl. BGHZ
163, 66 zu einer durch Zwangsräumung hervorgerufenen
Suizidgefahr).

KV 713 zu § 9 GvKostG; § 2 GvKostG

Für die Berechnung der geschuldeten Auslagenpauschale
ist die Kostenfreiheit des Gläubigers irrelevant.

LG Wuppertal, Beschl. v. 29. 6. 2006
– 6 T 348/06 –

G r ü n d e :
Der Gläubiger vollstreckt als Rechtsnachfolger eines ge-

mäß § 7 UVG übergegangenen Unterhaltsanspruches gegen
die Schuldnerin und beauftragte die Beteiligte zu 2. mit der
Zwangsvollstreckung. Diese begab sich am 19. Oktober 2005
zu der Schuldnerin und nahm dieser, nachdem pfändbare Habe
nicht vorgefunden wurde, die eidesstattliche Offenbarungs-
versicherung ab. Mit Kostenrechnung vom 19. Oktober 2005

setzte die Beteiligte zu 2. Gebühren und Auslagen nach dem
Kostenverzeichnis (KV) zum Gesetz über Kosten der Ge-
richtsvollzieher (GvKostG) in Höhe von insgesamt 62,50 Euro
an. Im Einzelnen: 7,50 Euro gemäß KV 100, 101, 12, 5,– Euro
gemäß KV 604, 30,– Euro gemäß KV 260, 10,– Euro gemäß
KV 713 und 2,50 Euro gemäß KV 711.

Gegen diese Kostenrechnung legte der Beteiligte zu 1. mit
Schrift vom 29. März 2006 sowohl im eigenen Namen als auch
im Namen der Schuldnerin Erinnerung ein, mit der er begehr-
te, die Auslagenpauschale gemäß KV 713 auf 3,– Euro fest-
zusetzen.

Die Beteiligte zu 2. half der Erinnerung nicht ab und legte
die Sache dem Amtsgericht zur Entscheidung vor.

Durch die angefochtene Entscheidung, auf die verwiesen
wird, hat das Amtsgericht die Erinnerung zurückgewiesen.
Hiergegen richtet sich das Rechtsmittel des Beteiligten zu 1.,
das das Amtsgericht durch Beschluss vom 17. Mai 2006 zuge-
lassen hat.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird
auf den Inhalt der Akten Bezug genommen.

Das gemäß §§ 5 Abs. 2 GvKostG, 66 Abs. 2 GKG als
Beschwerde zulässige Rechtsmittel des Beteiligten zu 1. hat in
der Sache keinen Erfolg. Zu Recht ist die Erinnerung gegen
die Kostenrechnung der Beteiligten zu 2. zurückgewiesen
worden. Es ist nicht zu beanstanden, dass die Beteiligte zu 2.
in ihrer Kostenrechnung eine Gebühr gemäß KV 713 in Höhe
von 10,– Euro angesetzt hat. Gemäß KV 713 erhält der
Gerichtsvollzieher als Pauschale für sonstige bare Auslagen je
Auftrag 20 Prozent der zu erhebenden Gebühren, mindestens
aber 3,– Euro und höchstens 10,– Euro. Vorliegend sind
Gebühren in Höhe von 50,– Euro entstanden, so dass der Be-
teiligten zu 2. gemäß KV 713 10,– Euro zustehen.

Dem steht nicht entgegen, dass der vollstreckende Gläubi-
ger gemäß § 2 Abs. 1 GVKostG Kostenfreiheit genießt. Die
Kostenfreiheit des Gläubigers wirkt sich lediglich dahin aus,
dass er nicht Kostenschuldner wird. Für die Berechnung der
Höhe der an sich geschuldeten Auslagen ist die Kostenfreiheit
aber irrelevant. Nichts anderes folgt auch aus dem Wortlaut
von KV 713. Danach berechnet sich die Pauschale nach den zu
erhebenden Gebühren. Zu erheben sind die Gebühren aber
auch im Falle der Kostenbefreiung des Gläubigers, nämlich
von dem Schuldner. Schließlich wäre es auch widersprüchlich,
wenn die Kostenbefreiung des Gläubigers dazu führen würde,
dass allen Kostenschuldnern (also auch dem Schuldner) nur
der Mindestsatz gemäß KV 713 berechnet werden dürfte,
wovon der Beteiligte zu 1. wohl ausgeht, nachdem er auch im
Namen der Schuldnerin Erinnerung eingelegt hat. Denn in
diesem Fall würde der Schuldner von den an sich geschuldeten
Auslagen auf Kosten des Gerichtsvollziehers entlastet,
obwohl die Kostenbefreiung des Gläubigers ersichtlich nicht
zu Vorteilen für den Schuldner führen soll.

§ 811 ZPO; §§ 121, 123 GVGA

Ein Fernsehgerät unterliegt dem Pfändungsschutz nach
§ 811 Nr. 1 ZPO auch, wenn daneben noch ein Rundfunk-
gerät vorhanden ist.

AG Lichtenberg, Beschl. v. 25. 9. 2007
– 34 M 8064/07 –

G r ü n d e :

Die Erinnerung des Gläubigers ist gemäß § 766 ZPO statt-
haft und begründet:
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I .

Der Gläubiger betreibt die Zwangsvollstreckung in das
bewegliche Vermögen des Schuldners zur Befriedigung seiner
Ansprüche aus der notariellen Kaufvertragsurkunde des
Notars  vom 14. März 2006 wegen einer Hauptforderung in
Höhe von 1 713,24 Euro.

Auf Antrag des Gläubigers pfändete der Gerichtsvollzieher
am 21. August 2007 ein Farbfernsehgerät der Marke Samsung,
das der Schuldner seinen Angaben zufolge im Jahr 2005 für
999,– Euro erwarb.

Mit seiner Erinnerung wendet sich der Schuldner gegen die
Verwertung des Fernsehgerätes. Er macht geltend, das Gerät
gehöre zum unpfändbaren Hausrat. Eine im Haushalt befind-
liche Stereoanlage verfüge über keinen Radioempfang und
stehe zudem im Eigentum eines Dritten. Dem ist der Kläger
mit dem Hinweis darauf entgegengetreten, dass es sich bei
dem Fernsehgerät um ein hochwertiges Gerät handele.

I I .

Nach § 811 Nr. 1 ZPO sind dem persönlichen Gebrauch
des Schuldners dienende Sachen der Pfändung nicht unterwor-
fen, soweit der Schuldner sie zu einer seiner Verschuldung
angemessenen, bescheidenen Haushalts- und Lebensführung
benötige. Welche Gegenstände unpfändbar sind, bestimmt
sich nach der Verkehrsanschauung und den Besonderheiten
des Einzelfalles. Ob ein Fernsehgerät der Pfändung unterliegt,
wenn der Schuldner sein Informationsbedürfnis zugleich aus
einer anderen Quelle – etwa einem Radio – befriedigen kann,
ist in Rechtsprechung und Literatur umstritten. Nach einer im
Vordringen befindlichen Auffassung, der sich das Gericht
anschließt, ist ein Fernsehgerät heutzutage zu den Sachen zu
zählen, die dem Schuldner auch im Rahmen einer beschei-
denen Lebensführung zu belassen sind. § 811 Nr. 1 ZPO
macht die Unpfändbarkeit eines Gegenstandes nicht von
seiner Unentbehrlichkeit für den Schuldner abhängig. Maß-
geblich ist vielmehr, welche Informations- und Unerhaltungs-
quellen heutzutage grundsätzlich jedermann auch bei beschei-
denen Lebensumständen zur Verfügung stehen.

Da das Fernsehen das Massenkommunikations- und Infor-
mationsmedium darstellt, dessen sich der überwiegende Teil
der Bevölkerung zur Befriedigung seines Informations- und
Jnterhaltungsbedürfnisses bedient und das Radio demgegen-
über zunehmend in den Hintergrund tritt, ist der Schuldner
heute grundsätzlich nicht mehr zur Befriedigung seines Infor-
mations- und Unterhaltungsbedürfnisses auf die Nutzung
eines Radiogerätes zu verweisen. Ein Fernsehgerät unterliegt
dabei dem Pfändungsschutz nach § 811 Nr. 1 ZPO, auch wenn
daneben noch ein Rundfunkgerät vorhanden ist (BFH 159,
421, Stuttgart MDR 1986, 767, LG Augsburg DGVZ 1993,
55, LG Detmold DGVZ 1990, 26, LG Hannover DGVZ 1990,
60). Die Frage, ob tatsächlich Radioempfang besteht oder die
Anlage im Eigentum eines Dritten steht, kann daher offen blei-
ben.

Die Unzulässigkeit der Pfändung nach § 811 Nr. 1 ZPO be-
steht unabhängig vom Wert des Fernsehgerätes (Zöller-Stö-
ber, ZPO, 26. Auflage, § 811 Rdnr. 6). Dennoch ist der Gläu-
biger durch das grundsätzliche Verbot, das einzige dem
Schuldner zur Verfügung stehende Fernsehgerät zu verwerten,
auch nicht rechtlos gestellt. Denn dem Umstand, dass der
Schuldner über ein Fernsehgerät zu einem Anschaffungspreis
von 999,– Euro verfügt, das nicht mehr zu den einfachen Fern-
sehgeräten zählen dürfte und dessen Versteigerung einen über
die Kosten der Verwertung hinausgehenden Erlös verspricht,
kann durch eine Austauschpfändung gemäß § 811 a ZPO
Rechnung getragen werden.

§ 806 b ZPO; § 114 a GVGA

Der Gerichtsvollzieher ist nicht verpflichtet, im Rahmen
eines Vollstreckungsauftrags eine Auskunft des Einwoh-
nermeldeamts einzuholen.

AG Aalen, Beschl. v. 4. 10. 2007
– 4 M 878/07 –

G r ü n d e :

Die gemäß § 766 ZPO zulässige Erinnerung ist nicht be-
gründet.

1. Der Gerichtsvollzieher ist nicht verpflichtet, im Rahmen
eines Vollstreckungsauftrags eine Auskunft des Einwohner-
meldeamts einzuholen.

§ 806 b ZPO und die darin enthaltene Pflicht zur zügigen
Erledigung betrifft nur die Aufgaben des Gerichtsvollziehers.
Im Rahmen der ZPO gilt bekanntlich der Beibringungsgrund-
satz und nicht der Amtsermittlungsgrundsatzes, deshalb ver-
tritt die herrschende Rechtssprechung auch die Auffassung,
dass es nicht die Aufgabe des Gerichtsvollziehers ist, eine Ein-
wohnermeldeamtsauskunft einzuholen. Vielmehr ist dies Auf-
gabe des Gläubigers. (Amtsgericht Hannover 755 M 57861/
04; Landgericht Hannover 52 T 110/05 unter Aufgabe der vom
Gläubigervertreter zitierten Entscheidung; Juristisches Büro
2005, Seite 274).

Für den Gläubigervertreter mag eine einmalige Einwoh-
nermeldeamtsauskunft eine einfache Tätigkeit sein. Angesicht
der erheblichen Belastung der Gerichtsvollzieher ist dies aller-
dings nicht hinnehmbar. Bei der Vielzahl der Fälle wären dies
mindestens 200 Fälle pro Gerichtsvollzieher im Jahr und dies
ist ihnen nicht zuzumuten.

Weisungen kann eine Gläubigervertretung nur im Rahmen
dessen erteilen, wofür der Gerichtsvollzieher zuständig ist.
Nachdem der Gerichtsvollzieher, wie oben dargelegt, nicht
zuständig ist, geht die Weisung des Gläubigervertreters ins
Leere.

2. Die vom Gerichtsvollzieher angesetzten Gebühren sind
gerechtfertigt.

Was das Wegegeld betrifft, hat die dienstliche Stellung-
nahme ergeben, dass er vor Ort war.

Was die Auslagenpauschale betrifft ist bereits eine Gebühr
angefallen, insoweit beträgt diese mindestens 3,– Euro. Die
Nichterledigungsgebühr ist angefallen. Nach § 3 Abs. 1 S. 2
GVKostG fallen die Gebühren bei der Tätigkeit eines weiteren
Gerichtsvollziehers erneut an.

KV Nr. 600 zu § 9 GvKostG

Es gibt keinen Grund für eine Differenzierung des Ge-
bührenanspruchs bei erfolgreich und erfolglos durchge-
führten Zustellungen.

AG Wuppertal, Beschl. v. 10. 7. 2006
– 413 M 31/06 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I .

Der zuständige Gerichtsvollzieher war von der Gläubigerin
mit Auftrag von November 2005 primär mit der erneuten Ab-
nahme der eidesstattlichen Versicherung beim Schuldner be-
auftragt worden. Der Gerichtsvollzieher suchte den Schuldner
zu diesem Zwecke Anfang Dezember 2005 auf, allerdings ver-
geblich – der Schuldner sei angeblich unbekannt verzogen.
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Für diesen erfolglosen Zustellungsversuch stellte der Ge-
richtsvollzieher Zustellkosten in Höhe von 2,50 Euro in Rech-
nung mit Schreiben vom 5. Dezember 2005, was sich offenbar
auf den Gebührentatbestand Nr. 600 des Kostenverzeichnisses
bezog („nicht erledigte Zustellung (Nummern 100 und 101)“).

Hiergegen richtet sich die – zu Gunsten des Schuldners ein-
gelegte – Erinnerung der Landeskasse. Diese beantragt,

festzustellen, dass die Gebühr für die nicht durchge-
führte Zustellung nach KV-Nr. 600 der Anlage zu § 9
GvKostG nicht entstanden ist.

Der Gerichtsvollzieher hat der Erinnerung nicht abgehol-
fen.

Wegen der wechselseitig vorgebrachten Rechtsansichten
wird auf den Akteninhalt verwiesen.

I I .
Die Erinnerung der Landeskasse ist zu Gunsten des

Schuldners zulässig. Nach der Rechtsauffassung des erken-
nenden Vollstreckungsrichters handelt es sich um eine Erinne-
rung gemäß § 766 Abs. 2 ZPO. Eine Erinnerung gegen den
Kostenansatz gemäß § 5 GvKostG wäre auch nicht statthaft.
Nach dem Wortlaut der angesprochenen Norm ist die Erinne-
rung gemäß § 766 ZPO vorgreiflich. Die Erinnerung nach § 5
GvKostG kommt dem gegenüber nur bei einem Ansatz von
solchen Gerichtsvollzieherkosten in Betracht, die keine Voll-
streckungskosten sind (OVG Lüneburg DGVZ 1981, 111; LG
Braunschweig DGVZ 1983,118 ff. jeweils m. w. N.).

I I I .
Die Erinnerung ist jedoch nicht begründet.
Der Kostenansatz des Gerichtsvollziehers ist berechtigt.
A. In dem Einstellungsvermerk des Gerichtsvollziehers

heißt es wörtlich: „Um wegen dieses Betrages und der weite-
ren Kosten der Zwangsvollstreckung [...] zu vollstrecken,
bzw. die eidesstattliche Versicherung abzunehmen, habe ich
mich heute an Ort und Stelle begeben. Ich habe festgestellt,
dass der Schuldner angeblich unbekannt verzogen ist.“

Der Gerichtsvollzieher rechnet im Hinblick auf diesen
Sachverhalt sowohl eine Gebühr nach Ziffer 600 als auch
nach Ziffer 604 KV ab. Dies ist im Hinblick auf § 10 Abs. 1
GvKostG auch grundsätzlich unbedenklich, wenn denn eine
Zustellung vergeblich bewirkt worden ist.

Von Letzterem gehen jedoch sowohl Landeskasse als auch
Gerichtsvollzieher bei ihren Eingaben stillschweigend aus, so
dass das Gericht hier keine nähere Überprüfung vorzunehmen
braucht.

B. Hinsichtlich des Hauptstreitpunktes des Verfahrens ha-
ben sowohl die Landeskasse als auch der Gerichtsvollzieher
ausführliche Rechtsansichten vorgetragen.

1. Die Landeskasse bezieht sich in erster Linie auf Wort-
laut und Systematik: Im ersten Titel des Kostenverzeichnisses
heißt es „Zustellung auf Betreiben der Parteien“. Der Gesetz-
geber hat hier den folgenden Zusatz aufgenommen: „Die
Gebühr nach Nr. 100 oder 101 wird auch erhoben, wenn der
Gerichtsvollzieher die Ladung zum Termin zur Abnahme der
eidesstattlichen Versicherung [...] zustellt.“ In den Vorbemer-
kungen zu KV 600 ff. heißt es auszugsweise „Gebühren nach
diesem Abschnitt werden erhoben, wenn eine Amtshandlung,
mit deren Erledigung der Gerichtsvollzieher beauftragt wor-
den ist [...]“. Hieraus folgert die Landeskasse, dass für diese
Gebührentatbestände grundsätzlich Parteizustellung Voraus-
setzung sei. Die einzige oben wiedergegebene Ausnahme sei
vom Gesetzgeber aber gerade nicht auch auf KV 600 f. bezo-
gen worden.

2. Der Gerichtsvollzieher trägt im Gegensatz dazu umfang-
reich zum subjektiv-teleologischen Hintergrund und den
denkbaren Motiven des Gesetzgebers vor. Diesbezüglich wird
auf seine Stellungnahme inhaltlich Bezug genommen.

3. Nach der Auffassung des erkennenden Gerichtes kommt
es vorliegend jedoch nur teilweise auf die dogmatische Unter-
scheidung zwischen Amts- und Parteizustellung an. In erster
Linie ist auf den Sinn und Zweck der Unterscheidung abzu-
stellen:

Der Grund, weshalb seit jeher in KV l00 ff. eine Gebühren-
erhebung nur im Falle der Parteizustellung geregelt ist, dürfte
in den unterschiedlichen Verantwortungsbereichen der Orga-
ne liegen. Wenn der Gerichtsvollzieher mit der Durchführung
einer von Amts wegen zuzustellenden Sendung beauftragt
wird, handelt er gewissermaßen als „Organ“ des Gerichtes
selbst und nicht in eigener Sache. Da solche Zustellungen also
vom Gericht selbst veranlasst werden (und das Gericht sich
des Gerichtsvollziehers nur als ausführenden Organs bedient)
könnte auch nur das Gericht den Parteien hierfür Kosten in
Rechnung stellen. Der Gerichtsvollzieher kann dann auch
nicht gegenüber dem Gericht Kosten geltend machen, da er
gewissermaßen in „Amtshilfe“ handelt.

Anders verhält sich dies dementsprechend dann, wenn der
Gerichtsvollzieher nur im Auftrag einer Partei (hier des Gläu-
bigers) tätig wird.

In diesen Fällen kann naturgemäß keine andere Stelle Kos-
ten in Rechnung stellen. In diesen Fällen handelt der Gerichts-
vollzieher allein als ausführender Arm der Partei.

Daher ist in solchen Fällen eine Gebührenerhebung natür-
lich auch gerechtfertigt. Gründe für eine Gebührenfreiheit der
Partei in solchen Fällen sind dem Gericht auch nicht ersichtlich.

Vorliegend stellt sich mithin die Frage, welchem der oben
dargestellten Bereiche die Abnahme der eidesstattlichen Ver-
sicherung (nebst der vorangehenden Terminszustellung) zu-
zurechnen sein kann. Dass der Themenbereich der eidesstatt-
lichen Versicherung nunmehr nicht mehr dem Rechtspfleger,
sondern dem Gerichtsvollzieher obliegt, ergibt sich bereits aus
dem Gesetz und den entsprechend geschaffenen Gebührentat-
beständen des KV zum GvKostG. Parallel dazu wird auch die
frühere Gerichtsgebühr hierfür nicht mehr erhoben. Dies wird
auch von der Landeskasse nicht in Zweifel gezogen. Wenn
denn aber dieser Themenbereich – vorbehaltlich spezieller Be-
stimmungen – nur noch vom Gerichtsvollzieher ausgeführt
wird, lässt sich keine Handlung für ein anderes „Organ“ mehr
erkennen. Gründe dafür, Zustellungsgebühren des Gerichts-
vollziehers nicht zu erheben, ergeben sich daher für das erken-
nende Gericht nicht.

Aus diesen Gründen kann nur angenommen werden, dass
der Gesetzgeber die Ausnahmeregelung in den Vorbemerkun-
gen zu Nr. 100 ff. KV auch auf die Ziffer 600 ausgedehnt wis-
sen wollte. Hierfür spricht letztlich auch das von der Landes-
kasse für sich in Anspruch genommene Wortlaut-Argument:
In Ziffer 600 KV wird schließlich ausdrücklich auf die Ziffern
100 und 101 verwiesen.

Darüber hinaus ließe sich für das Gericht auch kein Grund
für eine Differenzierung der Gebühren bei erfolgreich und er-
folglos durchgeführten Zustellungen erkennen – der Tätig-
keitsaufwand für den Gerichtsvollzieher bleibt sich gleich.
Dass der Handlungserfolg für das Honorar des Gerichtsvoll-
ziehers keine Rolle spielen soll, ergibt sich auch deutlich aus
dem 6. Abschnitt des KV. Im Übrigen dürfte auch die staat-
liche Fürsorgepflicht tangiert sein, wenn die gesetzliche Auf-
wandsentschädigung für Gerichtsvollzieher von nicht kalku-
lierbaren Zufälligkeiten (wie der Frage des Wohnsitzes des
Schuldners) abhängig gemacht werden würde.
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■ A K T U E L L E S

Gerichtsvollziehergesetz

Am 20. Juni 2007 ist die Gesetzesvorlage des Bundesrats zur Änderung
des Grundgesetzes und Einführung eines Gesetzes zur Reform des
Gerichtsvollzieherwesens dem Bundestag vorgelegt worden. Die
Grundgesetzänderung soll als Ausnahme von Artikel 33 Abs. 4 GG
die Beleihung von Gerichtsvollziehern ermöglichen. Der Entwurf des
Gerichtsvollziehergesetzes entspricht weitgehend den bislang bekann-
ten Vorlagen und sieht Regelungen zum Amt des Gerichtsvollziehers,
darin einen auf LG-Bezirksebene möglichen Wettbewerb, Amts-
pflichten, Regelungen zur Amtstätigkeit, über Abwesenheit und Ver-
hinderung sowie Erlöschen des Amts sowie zum Verwaltungsverfah-
ren vor. Daneben ist die Einrichtung von Gerichtsvollzieherkammern,
die Rechtsaufsicht durch die Justizbehörden und die Regelung des
Disziplinarverfahrens vorgesehen. Frühestens ab 1. Januar 2012 kann
nach dem Entwurf eine Bestellung auf der Grundlage des eingebrachten
Gesetzes erfolgen. Für beamtete Gerichtsvollzieher, die in die Belei-
hung wechseln, wird eine Einkommenssicherung von 30 000 Euro bis
31. Dezember 2018 vorgesehen sowie ein Rückkehrrecht für fünf Jahre.
Die Bundesregierung lehnt in ihrer Stellungnahme die Gesetzesvor-
lagen ab. Sie sieht in der Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen
eine hoheitliche Aufgabe mit Anwendung unmittelbaren Zwangs und
körperlicher Gewalt. Solche Befugnisse müssten in der Verantwor-
tung durch staatliche Organe bleiben. Ferner führt die Stellungnahme
aus, dass das Beleihungsmodell zu einer nicht hinnehmbaren Verteu-
erung der Kosten führe. Stattdessen regt die Regierung an, Verbesse-
rungen im geltenden System durchzuführen. Hierfür schlägt sie die
Verbesserung der Verfahrensabläufe vor und nennt als Beispiel die
Abschaffung der eigenen Geschäftsräume und Einrichtung sogenann-
ter Vollstreckungsbüros bei den Gerichten, betont aber, dass diese
Aspekte in die Zuständigkeit der Länder fallen. Neben Schaffung von
besoldungsrechtlichen Leistungsanreizen sei auch an die Verbesse-
rung im Zwangsvollstreckungsrecht zu denken, wie z. B. an die Re-
form der Sachaufklärung.

Reform der Verbraucherinsolvenz

Als Gesetzesvorlage wurde inzwischen weder die Vorlage der Justiz-
minister-Arbeitsgruppe noch der Referentenentwurf des Bundesjus-
tizministeriums (BJM) eingebracht, sondern ein neuer vom BJM vor-
gelegter Regierungsentwurf. Diese Vorlage weist zwar wesentliche
Elemente des Referentenentwurfs auf (vgl. DGVZ 4/2007, Seite 52),
unterscheidet sich aber vor allem darin, dass durch das Insolvenz-
gericht bei voraussichtlich massearmen Verfahren ein vorläufiger
Treuhänder bestellt wird. Der hat die Formulare für das Entschul-
dungsverfahren für den Schuldner auszufüllen und ihn über die Be-
deutung einer eidesstattlichen Versicherung und die Richtigkeit und
Vollständigkeit seiner Angaben zu belehren. Wird der Antrag mangels
Masse abgelehnt und liegt kein Versagungsgrund vor, kündigt das
Gericht die sechsjährige Wohlverhaltensperiode an, für die der vorläu-
fige Treuhänder endgültig bestellt wird. Der Gerichtsvollzieher würde
damit aus dem Verfahren gänzlich ausgeklammert. Der Schuldner
hat einen Kostenbeitrag von 25 Euro für das Insolvenzverfahren und
13 Euro monatlich an den Treuhänder zu zahlen.

Pfändungsschutzkonto

Am 28. September 2007 hat die Bundesregierung dem Bundesrat
ihren Gesetzentwurf zur Reform des Kontopfändungsschutzes zuge-
leitet. Der Gesetzentwurf sieht vor, monatliche Kontoeingänge in
Höhe des Pfändungsfreibetrages nach § 850 c ZPO sowie Kindergeld
und Sozialleistungen von vornherein vom Pfändungsbeschlag aus-

zunehmen. Auf die Art der Einkünfte kommt es nicht mehr an. Die
Höhe der Unterhaltspflichten kann durch Bescheinigung von Arbeit-
geber, Schuldnerberatungsstellen oder Sozialleistungsträgern nachge-
wiesen werden. Zuständig für die Freigabe ist nach dem Entwurf das
Kreditinstitut. Voraussetzung ist aber, dass das Konto auf Verlangen
des Schuldners beim Kreditinstitut zuvor in ein Pfändungsschutzkonto
umgewandelt wurde. Bei Pfändung eines normalen Kontos bleibt es
bei der bisherigen Regelung, die eine Freigabe durch das Gericht
voraussetzt (dann § 850 l ZPO). Das Gericht kann allerdings gemäß
§ 833 Abs. 2 E-ZPO die Kontopfändung ganz aufheben, wenn in den
letzten sechs Monaten überwiegend nur unpfändbare Beträge ein-
gegangen sind. Die Überweisungsfrist des § 835 Abs. 3 ZPO wird auf
vier Wochen verlängert. S. M.
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